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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 
Günter 
Nooke 

(CDU/CSU) 


Welchen Verfahrenstand haben die - bezogen 
auf das für die Bundesregierung auf meine 
schriftliche Frage 4 antwortende Presse- und 
Informationsamt vom 6. Juli 2004 (Bundes- 
tagsdrucksache 15/3577) - angeführten presse- 
rechtlichen Verfahren erreicht, und mit wel- 
chen Buchungsvorgängen in den jeweiligen 
Ressorthaushaltstiteln 526 01 waren diese ver- 
bunden? 


Antwort des Stellv. Chefs des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung, Dr. Herbert Mandelartz 
vom 23. Juli 2004 

Die folgende Aufstellung gibt den Verfahrensstand der Ihnen mit o. g. 
Schreiben vom 6. Juli 2004 mitgeteilten presserechtlichen Verfahren 
und die damit verbundenen Buchungsvorgänge betreffend den jeweili- 
gen Ressorthaushaltstitel 526 01 wieder: 


Verfahren 

Verfahrensstand 

Buchungsvorgänge 

ChefBK ./. Axel Springer Verlag AG 
(Richtigstellung eines Beitrages in der „WELT 
am SONNTAG“ vom 9. September 2001) 

Abgeschlossen. 

Ausgabebuchungen. 

BMU ./. Axel Springer Verlag AG 
(Einstweiliges Verfügungsverfahren wegen 
Richtigstellung) 

(Manipuliertes Foto in der „Bild“ vom 

29. Januar 2001) 

Abgeschlossen. 

Keine Buchungen. 

BMU ./. WDR, NDR, ARD 
(Einstweiliges Verfügungsverfahren wegen 
Unterlassung - Erweckung eines falschen 
Eindrucks in der Sendung „Monitor“ am 

27. September 2001) 

Abgeschlossen. 

Ausgabe- und Eingangs- 
buchungen. 

BMU ./. Axel Springer Verlag AG 
(Gegendarstellungsbegehren gegen die 
„WELT am SONNTAG“ vom 15. Oktober 
2003) 

Abgeschlossen. 

Ausgabebuchungen. 

BMU ./. Tomorrow Focus AG 
(Einstweiliges Verfügungsverfahren wegen 
Gegendarstellung - Behauptung in „Focus- 
Online“ vom 20. März 2004) 

Nicht abgeschlossen. 

Keine Buchungen. 

BMBF ./. ZDF 

(Einstweiliges Verfügungsverfahren wegen 
Gegendarstellung) 

(Unrichtiger Beitrag in der Fernsehreihe 
„Frontal 21“ vom 15. Januar 2002) 

Abgeschlossen. 

Ausgabebuchungen. 
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2. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 

(CDU/CSU) 


Welche Beschlüsse und Maßnahmen zur 
Schaffung eines „Europäischen Netzwerks ge- 
gen Vertreibungen“ wurden bislang auf den 
Treffen am 22./23. April und 12./13. Juli 2004 
in Warschau getroffen bzw. vereinbart? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 27. Juli 2004 

Die Konferenz am 22./23. April 2004 bildete den Auftakt zu einem 
Dialog, der die bestehenden Erinnerungs- und Forschungseinrichtun- 
gen zu den Themen Flucht und Zwangsmigration in einem europäi- 
schen Netzwerk verknüpfen soll. Konkret vereinbart wurde ein Folge- 
treffen auf politischer Ebene im Oktober dieses Jahres. Zur Vorberei- 
tung dieses Treffens traf sich ein Expertenkreis am 12./ 1 3. Juli 2004 in 
Warschau. 


3. Abgeordnete Plant die Bundesregierung, Opfergruppen in 

Erika das Netzwerk mit einzubeziehen? 

Steinbach 

(CDU/CSU) 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 27. Juli 2004 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass das geplante Netzwerk 
auch Opferperspektiven berücksichtigen wird. In welcher Form dies 
geschehen wird, ist derzeit noch offen. 


4. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe stellt die Bundesregierung 
finanzielle Mittel für das geplante Netzwerk 
zur Verfügung und für welche Zwecke? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 27. Juli 2004 

Derzeit sind keine Mittel für das Netzwerkprojekt etatisiert. Aussagen 
über den Mittelbedarf können erst nach Konkretisierung des erforder- 
lichen organisatorischen Rahmens getroffen werden. 


5. Abgeordnete 

Erika 

Steinbach 

(CDU/CSU) 


In welcher Höhe werden sich unsere Nachbar- 
länder an den Kosten dieses Netzwerks beteili- 
gen? 
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Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 27. Juli 2004 

Voraussetzung für die Festlegung von Beteiligungen ist ebenfalls die 
Konkretisierung des erforderlichen organisatorischen Rahmens. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


6. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Welche Beratungsagenturen, Softwarehäuser 
etc. sind im Rahmen von BundOnline 2005 für 
die Bundesregierung bisher tätig geworden, 
und wie sind die in der Antwort des Staats- 
sekretärs im Bundesministerium des Innern, 
Lutz Diwell, vom 8. Juli 2004, auf die schrift- 
liche Frage 13 der Abgeordneten Beatrix 
Philipp in Bundestagsdrucksache 15/3609 ge- 
nannten Beträge zuzuordnen? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 26. Juli 2004 

Im Rahmen der zentralen Koordinierung der eGovernment Initiative 
der Bundesregierung BundOnline sind folgende Firmen bisher tätig 
geworden: Konsortialgemeinschaft BearingPoint/IBM, IBM, Bearing- 
Point, CSC Ploenzke, Pluralis, Bremen Online Services GmbH, Info- 
TeSys Computer Consulting (ICC), Booz Allen Hamilton, Secartis, 
Secunet, Materna, Babiel, Micus, Arvato, Init AG, sd&rn. 

Die in der Antwort vom 8. Juli 2004 genannten Beträge sind aus ver- 
tragsrechtlichen Gründen nicht einzelnen Firmen zugeordnet worden. 

Die Beauftragung eventueller weiterer Firmen für die Umsetzung der 
BundOnline Dienstleistungen in den Behörden liegt in der Verantwor- 
tung der jeweiligen Ressorts. 


7. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Welche der in der oben genannten Antwort 
vom 8. Juli 2004 erwähnten 16 Firmen haben 
den Auftrag im Wege eines beschränkten Ver- 
fahrens bzw. Verhandlungsverfahren erhalten? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 26. Juli 2004 

Im Rahmen eines beschränkten Vergabeverfahrens nach § 100 Abs. 2 
Buchstabe n GWB i. V. m. § 2 Abs. 3 Buchstabe b VOF wurde an die 
Fa. Booz Allen Hamilton vergeben. 
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Im Rahmen eines Verhandlungsverfahren ohne Teilnahmewettbewerb 
nach § 3a Nr. 1 Abs. 1 i.V.m. § 3a Nr. 2 VOL/A / § 1 i.V.m. § 5 
Abs. 2 VOF wurde an die Fa. Bremen Online Services GmbH verge- 
ben. 


8. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Wie ist die Diskrepanz der in Antwort der 
Bundesregierung genannten Summe von insge- 
samt 42 098 818 Mio. Euro Auftragsvolumen 
für 15 Firmen zu dem von der Bundesregie- 
rung angegebenen Mittelvolumen bis 2005 von 
über 1 Mrd. Euro für eGovernment zu erklä- 
ren, und wofür wird die restliche Summe aus- 
gegeben? 


9. Abgeordneter 

Manfred 

Grund 

(CDU/CSU) 


Was ist mit der Aussage in oben genannter 
Antwort gemeint, „den überwiegenden Teil 
des Kostenvolumens erfordern die dezentralen 
Umsetzungsaktivitäten“ vor dem Hintergrund, 
dass der Bund seine Haushaltsmittel nur für 
seine Belange verwenden darf, und wie lässt 
sich das Kostenvolumen aufschlüsseln? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 26. Juli 2004 

Die eGovernment-Initiative BundOnline ist grundsätzlich dezentral 
angelegt. Das heißt, dass die einzelnen Dienstleistungen durch die je- 
weils zuständigen Bundesministerien bzw. deren nachgeordnete Be- 
hörden konzipiert, technisch realisiert und online bereitgestellt werden 
(„dezentrale Umsetzungsaktivitäten“). Die für diese dezentralen Um- 
setzungsaktivitäten erforderlichen Mittel sind nicht zentral im Einzel- 
plan 06 (BMI), sondern in den Kapiteln der jeweiligen Bundesbehör- 
den etatisiert. 

Das in den verschiedenen Einzelplänen und Kapiteln des Bundeshaus- 
haltsplans etatisierte Gesamtkostenvolumen der Initiative BundOnline 
beträgt für den Zeitraum von 2001 bis 2005 ca. 1,3 bis 1,6 Mrd. Euro 
und lässt sich wie folgt aufschlüsseln (Schätzung): 

• 55 Prozent für die Erstellung bzw. die Erweiterung von Fachan- 
wendungen 

• 24 Prozent für die Anpassung und Optimierung von Prozessen und 
Organisationen 

• 11 Prozent für Schulungsmaßnahmen 

• 5 Prozent für die Bereitstellung der Basisinfrastruktur 

• 5 Prozent für die notwendige Anpassungen für die BundOnline-Ba- 
siskomponenten. 
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Die Erfahrung zeigt, dass für die Steuerung von großen ressortüber- 
greifenden Initiativen eine zentrale Koordination unerlässlich ist, auch 
wenn wie im Falle von BundOnline die Verantwortung und die Haus- 
haltsmittel für die Realisierung der Einzelprojekte (Dienstleistungen) 
bei den Ressorts liegen. Das BMI wurde daher mit der Gesamtkoordi- 
nation sowie der Wahrnehmung der zentralen Aufgaben beauftragt. 

Die angesprochene Diskrepanz ergibt sich also dadurch, dass die in 
der Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell vom 8. Juli 2004 genann- 
ten 42 Mio. Euro das Auftragsvolumen für die Unterstützung de- 
zentralen Koordination der Initiative beziffern, während sich das an- 
gegebene Mittelvolumen bis 2005 auf die (größtenteils in den Haushal- 
ten der realisierenden Behörden etatisierte) Gesamtkosten der Initiati- 
ve bezieht. 


10. Abgeordneter 

Stephan 

Mayer 

(Altötting) 

(CDU/CSU) 


Welche Strategien und Maßnahmen des Über- 
einkommens des Europarates mit dem Titel 
„Europäisches Übereinkommen über Gewalt- 
tätigkeit und Fehlverhalten von Zuschauern 
bei Sportveranstaltungen, insbesondere bei 
Fußballspielen“, dem vom Bundeskabinett am 
21. April 2004 zugestimmt wurde, sind in 
Deutschland noch nicht umgesetzt worden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 27. Juli 2004 

Alle Empfehlungen und Maßnahmen des Übereinkommens, das am 
17. März 2004 von der Bundesrepublik Deutschland unter Vorbehalt 
der Ratifikation nach Zustimmung des Bundeskabinetts am 10. De- 
zember 2003 unterzeichnet wurde, sind umgesetzt worden. 


11. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie viele Fälle tatsächlicher oder zu vermuten- 
der rechtsextremer und fremdenfeindlicher 
Staftaten sind der Bundesregierung im Juni 
2004 bekannt geworden (bitte nach Ländern 
auflisten)? 


12. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie viele Personen wurden durch rechtsextre- 
me und fremdenfeindliche Straftaten geschä- 
digt (bitte nach Ländern auflisten)? 


13. Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Wie viele Personen wurden wegen rechtsextre- 
mer und fremdenfeindlicher Straftaten im Mo- 
nat Juni 2004 festgenommen (bitte nach Län- 
dern auflisten)? 



Drucksache 15/3632 


- 6 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 22. Juli 2004 

Vorbemerkung 

Die im Folgenden aufgeführten Zahlen können sich infolge von Nach- 
meldungen der Länder noch verändern und stellen insofern keine ab- 
schließenden Werte dar. 

Zu Frage 1 1 

Im Monat Juni 2004 wurden insgesamt 567 politisch rechts motivierte 
Straftaten, darunter 34 Gewalttaten und 379 Propagandadelikte er- 
fasst. 

Bei 119 Straftaten, darunter 18 Propagandadelikte und 18 Gewalt- 
taten, konnte eine fremdenfeindliche Motivation festgestellt werden. 

Verteilung - Politisch motivierte Kriminalität - rechts 


Bundesland 

Gewalttaten 

Sonstige Straftaten 

BB 

3 

55 

BR 

1 

40 

BW 

1 

40 

BY 

0 

48 

HB 

0 

5 

HE 

0 

24 

HH 

1 

2 

MV 

2 

3 

NI 

4 

81 

NW 

4 

78 

RP 

4 

17 

SH 

4 

15 

SL 

2 

0 

SN 

5 

107 

ST 

3 

18 

TH 

0 

0 

Summe 

34 

533 


Verteilung - Politisch motivierte Kriminalität - rechts mit fremden- 
feindlicher Motivation 


Bundesland 

Gewalttaten 

Sonstige Straftaten 

BB 

3 

14 

BR 

1 

7 
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Bundesland 

Gewalttaten 

Sonstige Straftaten 

BW 

1 

12 

BY 

0 

14 

HB 

0 

2 

HE 

0 

0 

HH 

0 

0 

MV 

0 

0 

NI 

3 

19 

NW 

3 

14 

RP 

1 

3 

SH 

4 

2 

SL 

0 

0 

SN 

0 

13 

ST 

2 

1 

TH 

0 

0 

Summe 

18 

101 


Zu Frage 12 

Im Juni 2004 wurden insgesamt 24 Personen infolge Straftaten der 
„Politisch motivierten Kriminalität - rechts“ verletzt, darunter 14 Per- 
sonen aus fremdenfeindlicher Motivation. 


Bundes- 

land 

Anzahl der verletzten 
Personen 

„Politisch motivierte 
Kriminalität - rechts“ 

Anzahl der verletzten 
Personen 

„Politisch motivierte 
Kriminalität - rechts“ 
mit fremdenfeindlicher 
Motivation 

BB 

4 

4 

BR 

1 

1 

BW 

0 

0 

BY 

0 

0 

HB 

0 

0 

HE 

0 

0 

HH 

0 

0 

MV 

0 

0 

NI 

3 

1 

NW 

4 

3 

RP 

2 

0 

SH 

5 

5 

SL 

0 

0 
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Bundes- 

land 

Anzahl der verletzten 
Personen 

„Politisch motivierte 
Kriminalität - rechts“ 

Anzahl der verletzten 
Personen 

„Politisch motivierte 
Kriminalität - rechts“ 
mit fremdenfeindlicher 
Motivation 

SN 

5 

0 

ST 

0 

0 

TH 

0 

0 

Summe 

24 

14 


Zu Frage 1 3 

Zu den im Monat Juni 2004 erfassten 567 politisch rechts motivierten 
Straftaten wurden insgesamt 273 Tatverdächtige ermittelt, von denen 
35 Personen festgenommen wurden. In 4 Fällen wurde Haftbefehl er- 
lassen. 

Im Zusammenhang mit den für Juni 2004 gemeldeten 119 fremden- 
feindlich motivierten Straftaten wurden 71 Tatverdächtige ermittelt 
und 19 Personen wurden festgenommen. In 4 Fällen wurde Haftbe- 
fehl erlassen. 

Verteilung der ermittelten Tatverdächtigen und festgenommenen Per- 
sonen im Bereich „Politisch motivierte Kriminalität - rechts“ 


Bundesland 

Tatverdächtige 

vorläufige 

Festnahmen 

Haftbefehle 

BB 

41 

7 

4 

BR 

14 

2 

0 

BW 

18 

0 

0 

BY 

22 

8 

0 

HB 

1 

0 

0 

HE 

5 

0 

0 

HH 

2 

1 

0 

MV 

5 

0 

0 

NI 

45 

1 

0 

NW 

35 

9 

0 

RP 

9 

2 

0 

SH 

17 

2 

0 

SL 

2 

2 

0 

SN 

42 

1 

0 

ST 

15 

0 

0 

TH 

0 

0 

0 

Summe 

273 

35 

4 
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Verteilung der ermittelten Tatverdächtigen und festgenommenen Per- 
sonen im Bereich „Politisch motivierte Kriminalität - rechts mit frem- 
denfeindlicher Motivation“ 


Bundesland 

Tatverdächtige 

vorläufige 

Festnahmen 

Haftbefehle 

BB 

20 

5 

4 

BR 

4 

1 

0 

BW 

3 

0 

0 

BY 

7 

4 

0 

HB 

0 

0 

0 

HE 

0 

0 

0 

HH 

0 

0 

0 

MV 

0 

0 

0 

NI 

11 

1 

0 

NW 

17 

6 

0 

RP 

1 

0 

0 

SH 

3 

1 

0 

SL 

0 

0 

0 

SN 

2 

1 

0 

ST 

3 

0 

0 

TH 

0 

0 

0 

Summe 

71 

19 

4 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


14. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Welche Kriterien müssen erfüllt sein, damit 
dauerhaft im Ausland lebende Deutsche für 
ihre ebenfalls im Ausland lebenden Kinder 
Kindergeld beziehen können? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 29. Juli 2004 

Darüber, wann Deutsche dauerhaft im Ausland leben, kann es unter- 
schiedliche Auffassungen geben. Deshalb werden nachstehend die 
Kriterien genannt, unter denen Deutsche überhaupt ohne Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland Kindergeld für ihre 
ebenfalls nicht in Deutschland lebenden Kinder erhalten können. 
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Nach den §§ 62, 63 Einkommensteuergesetz (EStG) erhalten im Aus- 
land lebende Deutsche für ihre im Ausland lebenden Kinder nur dann 
Kindergeld, wenn sie nach § 1 Abs. 2 EStG in Deutschland unbe- 
schränkt einkommensteuerpflichtig sind oder nach § 1 Abs. 3 EStG 
bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen als unbeschränkt einkom- 
mensteuerpflichtig behandelt werden und nicht außerhalb eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Union (EU) oder eines Staates, auf den 
das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) An- 
wendung findet, ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt inne- 
haben. Unbeschränkt einkommensteuerpflichtig gemäß § 1 Abs. 2 
EStG sind deutsche Staatsangehörige, die zu einer inländischen juristi- 
schen Person des öffentlichen Rechts in einem Dienstverhältnis stehen 
und dafür Arbeitslohn aus einer inländischen öffentlichen Kasse bezie- 
hen, d. h. insbesondere von der Bundesrepublik Deutschland ins Aus- 
land entsandte deutsche Staatsangehörige, die Mitglied einer diploma- 
tischen Mission oder konsularischen Vertretung sind. 

Nach den §§1,2 Abs. 5 Bundeskindergeldgesetz (BKGG) erhalten im 
Ausland lebende Deutsche für ihre im Ausland lebenden Kinder nur 
dann Kindergeld, wenn sie Entwicklungshelfer oder Missionare sind 
oder wenn sie eine nach § 123a des Beamtenrechtsrahmengesetzes bei 
einer Einrichtung außerhalb Deutschlands zugewiesene Tätigkeit aus- 
üben. Weitere Voraussetzung ist, dass diese Personen ihre Kinder in 
ihren Haushalt aufgenommen haben. 

Nach europäischem Recht sind die Staatsangehörigkeit eines be- 
stimmten Mitgliedstaats und der Wohnsitz in einem bestimmten Mit- 
gliedstaat innerhalb der EU und des EWR grundsätzlich kein zulässi- 
ges Kriterium für die Zahlung von Kindergeld. Deshalb können nach 
den Artikeln 73, 77, 78 VO (EWG) Nr. 1408/71 mit ihren Kindern in 
einem anderen Mitgliedstaat lebende Deutsche deutsches Kindergeld 
erhalten, wenn sie als Arbeitnehmer deutschen Rechtsvorschriften 
unterliegen (z. B. Entsandte, Grenzgänger) oder eine deutsche Rente 
beziehen. 


15. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der Betrag, der jeweils an im Aus- 
land lebende Eltern in den Jahren 2000 bis 
2003 gezahlt wurde? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 29. Juli 2004 

Die genauen Auszahlbeträge an im Ausland lebende Eltern sind nicht 
gesondert statistisch erfasst. Deshalb sind nachfolgend die in den Sta- 
tistiken der Bundesagentur für Arbeit und des Bundesamtes für Finan- 
zen (für den öffentlichen Dienst) erfassten Zahlen der im Ausland 
lebenden Berechtigten und die durchschnittlichen Zahlbeträge je 
Berechtigten in dem betreffenden Jahr angegeben und daraus ein 
geschätzter Zahlbetrag für die im Ausland lebenden Berechtigten er- 
rechnet. Da die Statistik für den öffentlichen Dienst nicht nach Staats- 
angehörigkeiten, sondern nach Wohnländern unterscheidet, kann die 
Zahl der Deutschen nicht angegeben werden. 
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Jahr 

Berechtigte 
im Ausland 

Durchschnittlicher jährlicher 
Zahlbetrag je Berechtigtem 

Geschätzter 

Zahlbetrag 

2000 

37 084 

2891 € 

ca. 107 Mio. € 

2001 

38 489 

2 903 € 

ca. 112 Mio. € 

2002 

38 564 

3 191 € 

ca. 123 Mio. € 

2003 

37 944 

3 167 € 

ca. 120 Mio. € 


16. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist die betragsmäßige Freigrenze für 
Geschenke im Bereich des Zollwesens, und 
wann wurde dieser Betrag das letzte Mal er- 
höht? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 23. Juli 2004 

Geschenke können definitionsgemäß entweder als Postsendung bzw. 
über einen Kurierdienst oder im Reiseverkehr im persönlichen Ge- 
päck von Reisenden in die Bundesrepublik Deutschland verbracht 
werden. Beide Bereiche sind zollrechtssystematisch auf Ebene der 
Europäischen Union normiert, die Regelungen sind damit EU-weit 
einheitlich und zwingend anzuwenden und stehen nicht zur Disposi- 
tion der einzelnen Mitgliedstaaten. 

Bei der Einfuhr von Kleinsendungen nichtkommerzieller Art (Sendun- 
gen im Postverkehr oder mittels Kurierdienst) liegt die allgemeine Wa- 
renwertgrenze, bis zu der Waren in die Bundesrepublik Deutschland 
verbracht werden können, ohne dass Einfuhrabgaben (Zoll, Einfuhr- 
umsatzsteuer und besondere Verbrauchsteuern) zu erheben sind, bei 
45 Euro. Innerhalb dieser Wertgrenze sind bestimmte Mengen- 
beschränkungen für z. B. Tabakwaren und alkoholische Getränke zu 
beachten. Diese allgemeine Warenwertgrenze wurde zuletzt durch 
Verordnung (EWG) Nr. 1315/88 des Rates vom 3. Mai 1988 mit 
Wirkung vom 1. Januar 1989 von 35 auf 45 Euro angehoben. 

Im Reiseverkehr liegt für sog. Reisemitbringsel die allgemeine Waren- 
wertgrenze, bis zu der Waren in die Bundesrepublik Deutschland ver- 
bracht werden können, ohne dass Einfuhrabgaben zu erheben sind, 
bei 175 Euro. Neben dieser allgemeinen Wertgrenze können innerhalb 
bestimmter Mengengrenzen bestimmte Waren, wie z. B. Tabakwaren 
und alkoholische Getränke, einfuhrabgabenfrei verbracht werden. 

Die allgemeine Warenwertgrenze in diesem Bereich wurde zuletzt 
durch Verordnung (EG) Nr. 355/94 des Rates vom 14. Februar 1994 
von 45 auf 175 Euro erhöht. Diese Erhöhung wurde für die Bundes- 
republik Deutschland auf Grund einer Sonderbestimmung in der 
genannten Verordnung erst zum 1. Januar 1998 wirksam. 
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17. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Fuchs 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist der kostenmäßige Verwaltungs- 
aufwand einer Zollbehörde zur Bearbeitung 
der Einfuhr eines Geschenkes, das nicht in die 
Betragsfreigrenze fällt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 23. Juli 2004 

Die Kosten für den durch die zollamtliche Behandlung von Geschen- 
ken entstehenden Verwaltungsaufwand können bei den in der Ant- 
wort auf die Frage 16 aufgeführten unterschiedlichen Fallgestaltungen 
nur durchschnittlich angegeben werden. Danach betragen die Kosten 
für die Abfertigung sog. Kleinsendungen nichtkommerzieller Art je 
ca. 3,10 Euro und für die Abfertigung sog. Reisemitbringsel im Reise- 
verkehr je ca. 6,30 Euro. Selbst bei einer Veränderung der Wert- und 
Mengengrenzen würden sich die Kosten für den der Verwaltung ent- 
stehenden Aufwand grundsätzlich nicht verändern, da der Kostenauf- 
wand in der Natur der Warenverkehrskontrolle begründet ist. 


18. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Welche einzelnen Maßnahmen der Öffentlich- 
keitsarbeit plant die Bundesregierung, um so- 
wohl Grundstückseigentümer als auch Mieter 
über die in Kürze in Kraft tretenden Bußgeld 
bewährten Rechnungsaufbewahrungspflichten 
nach § 14b des Umsatzsteuergesetzes zu infor- 
mieren, und welche Kosten sind damit verbun- 
den? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 29. Juli 2004 

Durch Artikel 12 Nr. 2 des Schwarzarbeitbekämpfungsgesetzes wurde 
§ 14b Abs. 1 UStG um einen neuen Satz 5 ergänzt. Danach ist der 
nichtunternehmerische Empfänger einer steuerpflichtigen Werkliefe- 
rung oder sonstigen Leistung verpflichtet, die Rechnung, einen Zah- 
lungsbeleg oder eine andere beweiskräftige Unterlage für zwei Jahre 
aufzubewahren. 

Gleichzeitig wurde durch Artikel 12 Nr. 1 Buchstabe b Schwarzarbeit- 
bekämpfungsgesetz in § 14 Abs. 4 Satz 1 UStG eine neue Nummer 9 
eingeführt. Danach ist der leistende Unternehmer verpflichtet, in der 
Rechnung einen Hinweis auf die dem Leistungsempfänger obliegen- 
den Aufbewahrungspflichten anzubringen, sofern er eine steuerpflich- 
tige Werklieferung oder sonstige Leistung im Zusammenhang mit 
einem Grundstück ausführt. 

Zur Einführung der Neuregelungen des Schwarzarbeitbekämpfungs- 
gesetzes soll ein mit den obersten Finanzbehörden der Länder abge- 
stimmtes BMF-Schreiben veröffentlicht werden. Dieses Schreiben 
wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht und wird darüber 
hinaus auf den Internet-Seiten des BMF verfügbar sein. 
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Zudem sind folgende Maßnahmen zur Öffentlichkeitsarbeit geplant: 

Das BMF beabsichtigt, in der zweiten Jahreshälfte zielgruppenspezifi- 
sche Öffentlichkeitsmaßnahmen insbesondere im Bereich der Bauwirt- 
schaft zu starten, um die Akzeptanz der Regelungen des Schwarzar- 
beitsbekämpfungsgesetzes weiter zu erhöhen. 

Die Kosten hierfür sind noch nicht bezifferbar. 


19. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Warum genügt als Angabe in einer Rechnung 
für Umsatzsteuerzwecke nicht ein allgemeiner 
Flinweis auf Vereinbarungen für Entgeltminde- 
rungen, wenn doch die Rechnungen ohnehin 
erst im Rahmen einer Außenprüfung geprüft 
werden können und dort der Betriebsprüfer 
die Möglichkeit zur Nachfrage hat? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 27. Juli 2004 

In Umsetzung der Richtlinie 2001/1 15/EG (Rechnungsrichtlinie) wur- 
den die §§ 14 und 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG sowie § 31 UStDV 
durch das Steueränderungsgesetz 2003 vom 15. Dezember 2003 neu 
gefasst. Die Neuregelungen traten zum 1. Januar 2004 in Kraft. 

Um den Vor Steuerabzug ausüben zu können, muss der Leistungsemp- 
fänger im Besitz einer nach § 14 UStG ausgestellten Rechnung sein 
(§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG). Das bedeutet, dass der Leistungs- 
empfänger im Besitz einer Rechnung sein muss, die die formalen Vo- 
raussetzungen des § 14 UStG erfüllt und auch alle nach § 14 Abs. 1 
Satz 4 UStG erforderlichen Pflichtangaben enthält. 

Nach § 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 7 UStG sind in der Rechnung auch die 
im Voraus vereinbarten Minderungen des Entgelts anzugeben. Nach 
§31 Abs. 1 UStDV kann eine Rechnung aus mehreren Dokumenten 
bestehen. In diesem Fall sind in dem Dokument, in dem Entgelt und 
Steuerbetrag enthalten sind, die anderen Dokumente zu bezeichnen, 
aus denen sich die übrigen nach § 14 Abs. 4 UStG erforderlichen An- 
gaben ergeben. Die Angaben müssen dabei leicht und eindeutig nach- 
prüfbar sein. 

Wegen der sich aus den §§ 14 und 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 UStG, § 31 
Abs. 1 UStDV ergebenden formalen Voraussetzungen für den Vor- 
steuerabzug des Leistungsempfängers ist ein lediglich allgemeiner 
Hinweis in der Rechnung darauf, dass sich Entgeltminderungen er- 
geben können, nicht ausreichend. Dieser Mangel kann aber dadurch 
geheilt werden, dass die fehlenden oder unzureichenden Angaben ent- 
weder in einem weiteren Dokument nachgereicht werden oder dass 
die ursprüngliche Rechnung berichtigt wird. Allerdings kann der 
Leistungsempfänger den Vorsteuerabzug dann erst in dem Moment 
vornehmen, in dem er eine vollständige Rechnung besitzt. 
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20. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Bis wann ist mit einer Lösung des in der vor- 
hergehenden Frage angesprochenen Problems 
zu rechnen, und wie wird diese voraussichtlich 
aussehen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 27. Juli 2004 

Zur Umsetzung der Rechnungsrichtlinie durch das Steueränderungs- 
gesetz 2003 wurde am 29. Januar 2004 ein mit den Ländern abge- 
stimmtes BMF-Schreiben veröffentlicht (BStBl I 2004, S. 258), das in 
Rz. 49 auch Aussagen zur Angabe der im Voraus vereinbarten Minde- 
rungen des Entgelts enthält. Allerdings wurden in der Folge insbeson- 
dere im Schrifttum z. T. Auffassungen vertreten, durch die auf Seiten 
der Unternehmerschaft eine große Verunsicherung eingetreten ist. 

Um die bestehenden und hier bekannten Unsicherheiten zu beseiti- 
gen, ist beabsichtigt, ein mit den Ländern abgestimmtes BMF-Schrei- 
ben zu veröffentlichen, dass zur Frage der Angabe der im Voraus ver- 
einbarten Minderungen des Entgelts Konkretisierungen enthält. Mit 
der Veröffentlichung des BMF-Schreibens wird für die erste Hälfte 
des Monats August gerechnet. 


21. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregie- 
rung die in der „Entschließung des Bundesra- 
tes zur Sicherung der Mobilität und für fairen 
Wettbewerb“ (Bundesratsdrucksache 417/04 - 
Beschluss) geforderte Harmonisierung der Mi- 
neralölsteuersätze innerhalb der EU zur Unter- 
bindung des Tanktourismus in Brüssel voran- 
treiben, und bis wann ist mit einem für 
Deutschland wirksamen Ergebnis zu rechnen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Juli 2004 

Die Bundesregierung hat sich in den Verhandlungen zur Energie- 
steuerrichtlinie vom 27. Oktober 2003 intensiv für eine stärkere Anhe- 
bung der europäischen Mindeststeuersätze eingesetzt und wird dies 
auch weiterhin tun. Die derzeitige Fassung stellt nach Ansicht der 
Bundesregierung nur einen ersten Harmonisierungsfortschritt dar, 
dem weitere folgen müssen. 

Auf Gemeinschaftsebene wird zurzeit die mögliche Wiederaufnahme 
des Richtlinienvorschlags aus dem J ahr 2002 zur Schaffung von Son- 
derregelungen für die Besteuerung von Dieselkraftstoff für gewerbli- 
che Zwecke diskutiert. Dieser Richtlinienvorschlag stellt einen grund- 
sätzlich positiven Ansatz zur Angleichung der Wettbewerbsbedingun- 
gen im Transportgewerbe dar. Er bedarf allerdings in einigen Punkten 
noch einer vertieften Erörterung. Sollte es unter der derzeitigen nie- 
derländischen Ratspräsidentschaft zu einer Wiederaufnahme der Be- 
ratungen kommen, ist hiermit erst nach Amtsantritt der neuen Kom- 
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missionskommissare und damit nicht vor Ende des Jahres zu rechnen. 
Die zeitliche Ausgestaltung der Verhandlungen insgesamt und der 
Ausgang der Beratungen liegen nicht allein in der Hand der Bundesre- 
gierung. 


22. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Ramsauer 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung der Aufforderung 
des Bundesrates in der o.g. Entschließung 
nachkommen, und wann wird sie ein Konzept 
zur kurzfristigen Abmilderung des Tanktouris- 
mus auf Basis des Konzeptes der mittelständi- 
schen Mineralölverbände vorlegen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 28. Juli 2004 

Das von der Interessengemeinschaft Mittelständischer Mineralölver- 
bände vorgelegte Konzept eines „Modells zur Wiederherstellung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Grenzregionen und zur Erhöhung der Mi- 
neralölsteuereinnahmen des Bundes“ (Anlehnung an das „Italienische 
Modell“) ist von den Fachressorts des Bundes eingehend auf seine Re- 
alisierbarkeit geprüft worden. Hierbei sind insbesondere die Möglich- 
keiten, die dieses Modell für die Verbesserung der wirtschaftlichen La- 
ge der mittelständischen Unternehmen eröffnet, als auch seine Durch- 
setzbarkeit innerhalb der Europäischen Gemeinschaft bewertet wor- 
den. 

Im Ergebnis sieht die Bundesregierung keine Möglichkeit für eine 
Umsetzung dieses Konzepts. Ein solcher Vorschlag ist nur dann reali- 
sierbar, wenn die Voraussetzungen des Artikels 19 der Energiesteuer- 
richtlinie vorliegen. Um die Ermäßigungen auf nationaler Ebene ein- 
führen zu können, bedarf es mithin zum einen eines entsprechenden 
Vorschlags der Europäischen Kommission und zum anderen der ein- 
stimmigen Entscheidung aller Mitgliedstaaten. Die Europäische Kom- 
mission unterstützt allerdings ein solches Anliegen nicht, da es im Wi- 
derspruch zur Entwicklung des Europäischen Binnenmarktes stehen 
würde. Bei realistischer Einschätzung der Interessenlage dürfte auch 
die weitere Hürde einer einstimmigen Ratsentscheidung nicht zu über- 
winden sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


23. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung die Forde- 
rung des Ausschusses der berufsständischen 
landwirtschaftlichen Organisationen und Ge- 
nossenschaften der EU (COPA/COGECA) 
nach Rücknahme der im Präferenzzollsystem 
geregelten Zollvergünstigungen für Entwick- 
lungsländer, und wenn nicht, wie begründet sie 
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ihre Haltung, insbesondere im Hinblick auf 
die sich aus den Vergünstigungen ergebenden 
Wettbewerbsnachteilen für die heimischen 
Schnittblumenerzeuger? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 28. Juli 2004 

Die Forderung nach Rücknahme der im Allgemeinen Präferenzsys- 
tem (APS) der EU geregelten Zollvergünstigungen für Entwicklungs- 
länder wurde von den Organisationen COPA/COGECA an die EU- 
Kommission gerichtet, die für die Handelspolitik in der EU und damit 
auch für das APS ausschließlich zuständig ist. Sie ist von der EU- 
Kommission nicht in die Gespräche über die Gestaltung des Allgemei- 
nen Präferenzsystems aufgenommen worden und auch der Bundesre- 
gierung im Einzelnen nicht bekannt. 

Für Schnittblumen wird seit 1990 der Andengruppe und seit 1992 den 
Ländern des zentralamerikanischen Marktes von der EU ein Zollprä- 
ferenzsatz von 0% gewährt. Die besondere Begünstigung soll diese 
Länder in ihrem Kampf gegen die Drogenproduktion und den Dro- 
genhandel unterstützen, in dem die Ausbreitung legaler und rentabler 
Produktionen als Alternativanbau durch Absatzmöglichkeiten auf 
dem europäischen Markt gefördert wird. Die Bundesregierung unter- 
stützt grundsätzlich Bemühungen zur allgemeinen Bekämpfung des 
Drogenanbaus. 


24. Abgeordnete 

Gitta 

Connemann 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung bei den anstehen- 
den WTO-Verhandlungen die Forderung des 
Zentralverbandes Gartenbau unterstützen, 
dass im Gegenzug zu den Vergünstigungen, 
die von der EU gewährt werden, die bestehen- 
den Handelsbarrieren für Blumenexporte aus 
der EU in Drittländer abgebaut werden, und 
wenn nicht, wie begründet sie ihre Haltung? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 28. Juli 2004 

Ziel der Weltorganisation ist es, den Handel zu liberalisieren, indem 
tarifäre und nichttarifäre Handelsbarrieren in allen ihren Mitgliedstaa- 
ten weitgehend abgebaut werden. Bei den laufenden Verhandlungen 
ist es erklärtes Ziel, dass alle Staaten für alle Erzeugnisse substantielle 
Zugeständnisse beim Marktzugang machen. Von einem erfolgreichen 
Abschluss der Verhandlungen könnten daher auch die europäischen 
Blumenexporteure profitieren. 


25. Abgeordnete 

Patricia 

Lips 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Kenntnis der Bundesregierung 
zu, dass kleine regionale Anbieter im Gegen- 
satz zu großen überregionalen Anbietern bei 
der Vergabe von Lehrgängen zur Verbesse- 
rung der beruflichen Bildungs- und Eingliede- 
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rungschancen (BBE-Maßnahmen) durch die 
zuständigen Stellen bei der Bundesagentur für 
Arbeit ggf. benachteiligt werden, da die kurze 
Frist von vier Wochen zwischen Auftragsertei- 
lung und Durchführung der BBE-Maßnahmen 
eine angemessene personelle Planung mit qua- 
lifiziertem Personal für regional eingeschränk- 
te Anbieter nahezu unmöglich macht? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 26. Juli 2004 

Die Vergabe berufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen nach dem Ar- 
beitsförderungsrecht ist vom Gesetzgeber der Bundesagentur für Ar- 
beit übertragen worden. Dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Arbeit liegen keine Erkenntnisse darüber vor, welche Fristen bei der 
Vergabe von Lehrgängen zur Verbesserung der beruflichen Bildungs- 
und Eingliederungschancen zwischen Auftragserteilung und Beginn 
der Maßnahmen liegen. 

Bei konkreter Benennung des Einzelfalls wird die Bundesagentur für 
Arbeit die Angelegenheit überprüfen. Grundsätzlich wird auf folgende 
Veränderung hingewiesen: 

Die Bundesagentur für Arbeit hat zu Beginn des Jahres ein neues 
Fachkonzept zu berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen herausge- 
geben, das für im Herbst beginnende Maßnahmen gilt. Die Maßnah- 
men sind neu geordnet worden. Danach gibt es künftig auch die in der 
Frage genannte Maßnahmekategorie nicht mehr. Es wird zur besseren 
Förderung nur noch zwischen Eignungsanalyse, Grund- und Förder- 
stufe sowie der Übergangsqualifizierung unterschieden. Die Bundes- 
agentur für Arbeit hat 75% dieser neuen Maßnahmen bundesweit 
durch 7 Regionaleinkaufszentren ausgeschrieben. 

Dabei ist es zu Verzögerungen gekommen, weil Träger vergaberechtli- 
che Rechtsverstöße gerügt und infolge von Entscheidungen des OLG 
Düsseldorf und der Vergabekammer des Bundeskartellamts Änderun- 
gen des zum Teil bereits laufenden Vergabeverfahrens erforderlich 
wurden. Dies kann in Regionen, in denen das Ausbildungsjahr wegen 
des Endes der Sommerferien bereits zum 1. August beginnt, in der 
Tat zu den geschilderten kurzen Fristen führen. Dies trifft regionale 
und überregionale Anbieter gleichermaßen. 


26. Abgeordnete 

Rita 

Pawelski 

(CDU/CSU) 


Wie ist es im Zusammenhang mit der Auf- 
tragsvergabe Voice2000 zu erklären, dass die 
Nichterfüllung der Anforderungen der für die 
Umsetzung von Hartz IV wichtigen virtuellen 
Vernetzung zwischen Arbeitsämtern und den 
zugehörigen Geschäftsstellen für die Bundes- 
agentur für Arbeit über die Laufzeit erhebliche 
Mehrkosten bringt, und dass diese auf eine 
Größenordnung von 40 Mio. Euro zu bezif- 
fern sind (DER SPIEGEL vom 17. Juli 2004)? 
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Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 28. Juli 2004 

Die Bundesagentur für Arbeit hat im Rahmen der Auftragsvergabe 
Voice2000 die Firma Tenovis im Jahr 2002 beauftragt, Telefonanla- 
gen nach technisch neuestem Stand in der Bundesagentur für Arbeit 
zu installieren. Es trifft nicht zu, dass die Anforderung der virtuellen 
Vernetzung nicht erfüllt wird. Nachbesserungen in Bezug auf die vir- 
tuelle Vernetzung sind daher nicht erforderlich. 

Tatsache ist jedoch, dass die Bundesagentur für Arbeit beabsichtigt, 
die Firma Tenovis zu beauftragen, die eventuell notwendige telefoni- 
sche Ausstattung für die Aufgabenwahrnehmung im Rahmen von 
Hartz IV zu übernehmen. Es handelt sich dabei ausschließlich um eine 
Erweiterung der Anlagen ohne technische Neuerungen. 


27. Abgeordneter 

Hartmut 

Schauerte 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Kosten, die beim Projekt 
Virtueller Arbeitsmarkt (VAM) der Bundes- 
agentur für Arbeit (BA) bis April 2004 aufge- 
laufen waren, und über welche zusätzliche 
Summe beläuft sich der kürzlich zusätzlich ge- 
schlossene Vertrag zwischen der BA und dem 
Unternehmen Accenture (Personal-Magazin 
vom 8. Juli 2004)? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 26. Juli 2004 

Nach Auskunft der Bundesagentur für Arbeit beliefen sich die mit 
dem Projekt „Virtueller Arbeitsmarkt“ entstandenen Kosten bis April 
2004 auf insgesamt 52,5 Mio. Euro. Darüber hinaus sei im Rahmen 
des bestehenden Vertrages eine Änderungsvereinbarung über ein zu- 
sätzliches Auftragsvolumen von 45,5 Mio. Euro abgeschlossen wor- 
den. 


28. Abgeordneter 

Hartmut 

Schauerte 

(CDU/CSU) 


Gab es für die vereinbarten Leistungen dieses 
neuen Vertrages eine Ausschreibung, und wie 
bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
dass eine Fortsetzung dieses Projektes mit der 
Firma durchgeführt wird, die in den vergange- 
nen Monaten nach Einschätzung der BA Leis- 
tungen mit Mängeln erbracht hat (Tagesschau 
vom 27. Februar 2004)? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 26. Juli 2004 

Nach Aussage der Bundesagentur für Arbeit ist keine neue Ausschrei- 
bung erfolgt. 

Die Bundesregierung hat eine Fortsetzung des Vertrages zwischen der 
Bundesagentur für Arbeit und dem Unternehmen Accenture nicht zu 
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bewerten. Die Entscheidung über eine Fortsetzung der Zusammenar- 
beit treffen allein die Vertragspartner. Die Bundesagentur für Arbeit 
handelt insoweit als hundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen 
Rechts in eigener Verantwortung. 


29. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen (u. a. Handelsblatt vom 
14. Juli 2004) zu, nach denen das künftige Ar- 
beitslosengeld II den bisherigen Arbeitslosen- 
hilfebeziehern (ausgenommen davon die er- 
werbsfähigen Sozialhilfeempfänger) erstmals 
erst am 1. Februar 2005 ausgezahlt werden soll 
und dadurch eine Feistungslücke von einem 
Monat entsteht, da dieser Personenkreis im 
Dezember 2004 letztmals rückwirkend für den 
laufenden Monat Dezember Feistungen erhal- 
ten hat und die Auszahlung am 1. Februar 
2005 für den begonnenen Monat Februar im 
voraus gezahlt wird, und wenn ja, stimmt es, 
dass die daraus resultierende Minderausgabe 
für den Bund rund 1,8 Mrd. Euro betragen 
wird? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 29. Juli 2004 

Zutreffend ist, dass das ab 1. Januar 2005 auszuzahlende Arbeitslosen- 
geld II jeweils monatlich im voraus für den laufenden Monat - also 
erstmals für Januar 2005 - ausbezahlt wird. Hierbei kommt es auf die 
Erwerbsfähigkeit und Hilfebedürftigkeit des Antragstellers, nicht hin- 
gegen darauf an, ob ein vorheriger Bezug von Arbeitslosen- oder So- 
zialhilfe oder Einkommen aus Erwerbstätigkeit Vorgelegen hat. 


30. Abgeordnete 

Antje 

Tillmann 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung im „DER SPIEGEL“ vom 
17. Juli 2004 zu, dass die Bundesagentur für 
Arbeit (BA) eine Fachfirma beauftragt hat, 
eine neue Telefonanlage in der BA zu installie- 
ren, und wenn ja, wie stellt sich der Ist-Soll- 
Stand der Realisierung dar? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 26. Juli 2004 

Die Meldung im „DER SPIEGEL“ vom 17. Juli 2004 ist unzutref- 
fend. Die Bundesagentur für Arbeit hat die Firma Tenovis im Jahr 
2002 beauftragt, Telefonanlagen nach technisch neuestem Stand in 
der Bundesagentur für Arbeit zu installieren. Dieser Roll-Out wird 
derzeit umgesetzt. Darüber hinaus gibt es keinen Auftrag an die Firma 
Tenovis zur Installation technisch neuerer Telefonanlagen und die 
Bundesagentur für Arbeit plant auch keinen derartigen Auftrag. 

Die Bundesagentur für Arbeit beabsichtigt lediglich, die Firma Teno- 
vis zu beauftragen, die eventuell notwendige telefonische Ausstattung 
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für die Aufgabenwahrnehmung im Rahmen von Hartz IV zu überneh- 
men. Es handelt sich dabei ausschließlich um eine Erweiterung der 
Anlagen ohne technische Neuerungen. 


31. Abgeordnete 

Antje 

Tillmann 

(CDU/CSU) 


Sollte der Rollout gegenüber dem ursprüng- 
lichen Plan verzögert worden sein, wie hoch 
sind die Kosten, die aus dieser Verzögerung 
entstehen, und welche vertraglichen Konse- 
quenzen hat dies? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 26. Juli 2004 

Der im Jahr 2003 begonnene Roll-Out der Telefonanlagen hat sich 
nicht verzögert, sondern wird wie geplant bis Ende 2004 abgeschlos- 
sen sein. Daher entstehen keine zusätzlichen Kosten und es werden 
keine vertraglichen Konsequenzen rechtswirksam. 


32. Abgeordnete 

Antje 

Tillmann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Fachseite der BA zur „Be- 
wertung der Ausschreibung Voice2000“ Män- 
gel festgestellt hatte, die den technischen Aus- 
schluss des Bieters hätten nach sich ziehen 
müssen (DER SPIEGEL vom 17. Juli 2004), 
und wenn ja, wieso ist der Auftrag dennoch an 
diesen Bieter vergeben worden? 


Antwort des Staatssekretärs Rudolf Anzinger 
vom 26. Juli 2004 

Es trifft zu, dass die fachliche Bewertung im Rahmen der EU-weiten 
Ausschreibung Voice2000 Mängel aufgezeigt hatte, die den Aus- 
schluss des Bieters Tenovis nach sich gezogen haben. Nachdem aller- 
dings die EU-weite Ausschreibung Voice2000 insgesamt kein wirt- 
schaftliches Ergebnis erbracht hatte, wurde sie aufgehoben und sämtli- 
che Bieter in ein Verhandlungsverfahren einbezogen. Im Laufe dieses 
Verhandlungsverfahrens konnte Tenovis sämtliche technische Mängel 
beseitigen und hat daher als wirtschaftlichster Bieter den Zuschlag er- 
halten. Diese Vorgehensweise ist durch das Vergaberecht abgedeckt 
und wurde daher auch nicht von unterlegenen Bietern angefochten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


33. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu der Aus- 
sage des Tierfachhandels, dass diesem aus dem 
Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 
vom 11. Dezember 2003, das erlaubt, nicht 
nur apothekenpflichtige, sondern sogar rezept- 
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pflichtige Humanarzneimittel durch so ge- 
nannte Versandhandelsapotheken im Internet 
zu vertreiben, Wettbewerbsverzerrungen er- 
wüchsen, da es Versandhandelsanbietern nun- 
mehr erlaubt sei, den Kunden eine wesentlich 
größere Angebotspalette (incl. Apotheken- 
pflichtiger Tierarzneimitteln) anzubieten, als 
dieses den lokalen Händlern erlaubt sei? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 29. Juli 2004 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat im Rahmen eines Vor- 
abentscheidungsverfahrens in der Rechtssache C-322/01 zum deut- 
schen Versandhandelsverbot für Humanarzneimittel Stellung genom- 
men. Dabei kommt der EuGH zu dem Ergebnis, dass ein nationales 
Versandverbot für verschreibungspflichtige Humanarzneimittel aus 
Gründen des Schutzes der Gesundheit und des Lebens von Menschen 
gerechtfertigt sein kann, ein Versandverbot für in Deutschland zuge- 
lassene, apothekenpflichtige, nichtverschreibungspflichtige Human- 
arzneimittel dagegen gegen das Gemeinschaftsverbot verstößt. 

In Deutschland dürfen apothekenpflichtige einschließlich verschrei- 
bungspflichtiger Arzneimittel nur durch Apotheken in den Verkehr 
gebracht werden (Apothekenmonopol). Eine eingeschränkte Ausnah- 
me stellt lediglich das tierärztliche Dispensierrecht dar. Außerhalb 
von Apotheken, zum Beispiel im Zoofachhandel, darf nur mit freiver- 
käuflichen Arzneimitteln Handel getrieben werden. Ein Verbot des 
Versands von freiverkäuflichen Arzneimitteln durch den Einzelhandel 
außerhalb von Apotheken besteht nicht und bestand auch nicht zu der 
für die o. g. EuGH-Entscheidung maßgeblichen Zeit. Insoweit sind 
keine Auswirkungen des EuGH-Urteils auf den Arzneimittelhandel in 
Zoofachgeschäften ersichtlich. 


34. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Überlegun- 
gen, den Verkauf nicht verschreibungspflichti- 
ger Tierarzneimittel, die der Apothekenpflicht 
unterliegen, im Einzelhandel freizugeben und 
mit Auflagen, wie zum Beispiel einer voraus- 
gehenden Beratung durch geschultes Personal 
oder einer Rücksprachemöglichkeit mit einem 
Tierarzt oder Apotheker über das Internet zu 
verbinden, im Hinblick auf Verbraucherschutz 
und gesundheitspolitische Erwägungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 29. Juli 2004 

Innerhalb der Bundesregierung gibt es keine Überlegungen, vom be- 
stehenden Apothekenmonopol abzuweichen. 
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35. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung eine entsprechende 
Gesetzesänderung, die dann auch zwischen 
Liebhabertieren und Tieren, die zur Lebens- 
mittelgewinnung dienen, unterscheidet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 29. Juli 2004 

Siehe Antwort zu Frage 34. 


36. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Gibt es vor dem Hintergrund unterschiedlicher 
Vertriebswege von Tierarzneimitteln innerhalb 
der Europäischen Union Bestrebungen, zu 
einer einheitlichen europäischen Lösung zu ge- 
langen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 29. Juli 2004 

Durch die Richtlinie 2004/28/EG ist ein Schritt zur Harmonisierung 
der Vertriebswege von Tierarzneimitteln in der EU erfolgt, indem zu- 
künftig Arzneimittel, die zur Anwendung bei Lebensmittel liefernden 
Tieren bestimmt sind, grundsätzlich der Verschreibungspflicht unter- 
liegen sollen. Ausnahmen können im Komitologieverfahren festgelegt 
werden. Die Regelung ist spätestens zum 1. Januar 2007 umzusetzen. 
Darüber hinausgehende Bestrebungen sind der Bundesregierung nicht 
bekannt. 


37. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Liegen der Bundesregierung aktuellere wissen- 
schaftliche Untersuchungsergebnisse vor, die 
belegen, dass ein nennenswerter Anstieg von 
Übergewicht und Adipositas in Deutschland 
für Jungen und Mädchen im Alter von 6 bis 17 
Jahren festgestellt wurde, während im Ernäh- 
rungsbericht 2000 noch kein nennenswerter 
Anstieg von Übergewicht und Adipositas in 
Deutschland für Jungen und Mädchen im 
Alter von 6 bis 17 Jahren festgestellt werden 
konnte (DIE WELT vom 14. Juli 2004)? 


Antwort des Staatssekretärs Alexander Müller 
vom 22. Juli 2004 

Die Angaben aus dem Ernährungsbericht 2000 sind unvollständig 
zitiert. So steht dort im nachfolgenden Absatz: „Werden bestimmte 
Untergruppen betrachtet, so zeigen sich dennoch signifikante Verän- 
derungen in den 15 Jahren: Die Prävalenz adipöser Mädchen zwi- 
schen 6 bis unter 10 Jahren hat von 3 auf 7 Prozent zugenommen, 
ebenso bei Jungen von 5 auf 10 Prozent. Untergewicht bei Mädchen 
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über 13 Jahre verringerte sich von 17 auf 3 Prozent, bei Jungen von 
5 auf 3 Prozent.“ 

Aktuellere repräsentative Daten über die Häufigkeit von Übergewicht 
und Adipositas bei Kindern und Jugendlichen in Deutschland liegen 
derzeit nicht vor. Seit Mai 2003 werden sie im Rahmen der „Studie 
zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Deutschland“ 
(www.kiggs.de) durch das Robert Koch-Institut, Berlin, erhoben. Die- 
se Untersuchungen sind auf drei Jahre angelegt, so dass mit Ergebnis- 
sen erst in 2006 zu rechnen ist. 

Aufgrund kleinerer regionaler Studien gibt es jedoch Hinweise, dass 
auch in Deutschland ein weiterer Anstieg von Übergewicht und Adi- 
positas bei Kindern und Jugendlichen festzustellen ist. So wurde bei 
der 18. Jahrestagung der Deutschen Adipositas-Gesellschaft im Okto- 
ber 2003 eine thüringische Studie zum Ernährungszustand und Ernäh- 
rungsverhalten von Vorschulkindern (Schröder, Kromeyer-Hauschild, 
Jaeger, Jahreis; Friedrich-Schiller Universität Jena) vorgestellt, die be- 
sagt, dass rund 12 Prozent der Vorschulkinder übergewichtig sind. Im 
Vergleich zu Studien bei Jenaer Schulkindern im Alter von 7 und 14 
Jahren aus den Jahren 1985 und 1995, die einen Anstieg der Häufig- 
keit von Übergewicht bei Jungen von 2,9 Prozent auf 4,5 Prozent und 
bei Mädchen von 2,5 Prozent auf 6,2 Prozent festgestellt hatten, zei- 
gen die neuen Zahlen einen nochmaligen Anstieg. 

Auch erste Ergebnisse der 4-Jahres-Nachuntersuchungen der 1996 be- 
gonnenen Kieler Obesity Prevention Study (KOPS) zeigen, dass sich 
die Anzahl übergewichtiger oder adipöser Kinder im Untersuchungs- 
kollektiv vom Zeitpunkt der Ersterfassung bis zur 4-Jahres-Nachunter- 
suchung verdoppelt hat. 


38. Abgeordnete 

Julia 

Klöckner 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen stellt die Bun- 
desregierung in Aussicht, um die Abwande- 
rung industrieller Forschungseinrichtungen im 
Bereich der so genannten grünen Gentechno- 
logie, wie etwa jüngst seitens der BASF AG 
in Aussicht gestellt (siehe Financial Times 
Deutschland v. 12. Juli 2004, S. 1), samt aller 
damit in Zusammenhang stehenden Folgen für 
Deutschland - beispielsweise Arbeitsplatzab- 
bau, Verlust des Anschlusses an Hochtechnolo- 
gieforschung, Wettbewerbsnachteile im inter- 
nationalen Umfeld - zu verhindern, und wie 
beurteilt die Bundesregierung die konkreten 
Auswirkungen für Verbraucher und Industrie 
in Deutschland, die sich aus den weiterhin 
fehlenden gesetzlichen Rahmenbedingungen 
für den Anbau gentechnisch veränderter Pflan- 
zen in Deutschland ergeben? 


Antwort des Staatssekretärs Alexander Müller 
vom 22. Juli 2004 

Standortentscheidungen der Wirtschaft werden nach Bewertung einer 
Vielzahl von Faktoren getroffen, wozu auch die in der zitierten Presse- 
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meldung Genannten wie Marktnähe und die erwartete Verbraucher- 
einstellung zählen. Die Bundesregierung teilt die Auffassung des Vor- 
standsvorsitzenden der BASF AG, Dr. Jürgen Hambrecht, dass die 
Agro-Gentechnik in Deutschland nur mit den Verbrauchern und 
Landwirten und nicht gegen den Markt etabliert werden kann. 

Die Bundesregierung trägt mit der Forschungsförderung im Bereich 
der Agro-Gentechnik zur Stärkung und zum Erhalt des Forschungs- 
und Wirtschaftsstandorts Deutschland bei. So ist zum Beispiel das 
Pflanzengenomforschungsprogramm GABI als eine gemeinsame For- 
schungs- und Förderinitiative der Bundesregierung mit der Wirtschaft 
angelegt, das von einem Wirtschaftsverbund Pflanzengenomfor- 
schung, dem 28 Unternehmen angehören - darunter auch die BASF -, 
mit eigenen Forschungsprojekten unterstützt wird. Damit leistet sie 
einen Beitrag, die ca. 4 000 Arbeitsplätze in den deutschen Pflanzen- 
zucht-Unternehmen zu sichern. Innerhalb des InnoRegio-Programms 
der Bundesregierung wird darüber hinaus die regionale Innovations- 
initiative InnoPlanta gefördert. 

Die Bundesregierung wird die Richtlinie 200 1/1 8/EG über die ab- 
sichtliche Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten so zügig wie möglich in nationales Recht Um- 
setzen. Sie sieht wegen der zeitlichen Verzögerung bei der Umsetzung 
der Richtlinie derzeit jedoch keine nachteiligen Auswirkungen für 
Verbraucher und Verbraucherinnen sowie die Industrie. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


39. Abgeordnete 

Barbara 

Lanzinger 

(CDU/CSU) 


Würde, die Zustimmung des Freistaates 
Bayern sowie der Kassenärztlichen Vereini- 
gung vorausgesetzt, eine Erhöhung der zivilen 
Bettenbelegung das Bundeswehrkrankenhaus 
in seiner jetzigen Form am Standort Amberg 
langfristig sichern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 26. Juli 2004 

Die strukturellen Veränderungen infolge der Weiterentwicklung der 
Bundeswehrreform erfordern eine Überprüfung und Anpassung aller 
relevanten Bestimmungsgrößen unter Berücksichtigung der konse- 
quenten Verwirklichung des streitkräftegemeinsamen Ansatzes. Das 
Ergebnis der Prüfungen kann erst vorgelegt werden, wenn die Grob- 
und Feinstrukturen der Streitkräfte festliegen. 

Ein daraus resultierendes Stationierungskonzept wird nicht vor Ende 
2004 vorliegen. 

Aus diesem Grand können Fragen zur Zukunft des Standortes Am- 
berg zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht beantwortet werden. 
Die Kolleginnen und Kollegen des Deutschen Bundestages werden 
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frühzeitig über die Stationierungsentscheidungen informiert. Ebenso 
wird der Verteidigungsausschuss des Deutschen Bundestages konti- 
nuierlich über den Fortgang der Planungen unterrichtet. 


40. Abgeordnete 

Barbara 

Lanzinger 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, welche Anstrengungen wurden hin- 
sichtlich der Erhöhung der zivilen Bettenbele- 
gung seitens der Bundesregierung bisher unter- 
nommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 26. Juli 2004 

Aus Gesprächen über eine seitens des Bundesministeriums der Vertei- 
digung angestrebte Erhöhung der Anzahl von Betten für die Behand- 
lung von Zivilpatienten mit dem zuständigen Ministerium des Frei- 
staates Bayern ergab sich, dass dort allenfalls dann eine Möglichkeit 
für eine Erhöhung dieser Anzahl gesehen würde, sofern ein anderes 
ziviles Krankenhaus mindestens eine entsprechende Anzahl Betten 
abgibt. Dies ist bisher nicht der Fall. 


41. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass es Kontakte des Bundesminis- 
teriums der Verteidigung (BMVg) mit dem pri- 
vaten Klinikbetreiber Marseüle Kliniken AG 
Hamburg und Berlin bezüglich der möglichen 
Übernahme der zur Schließung anstehenden 
Bundeswehrkrankenhäuser gibt, und falls ja, 
wie weit sind die Verhandlungen fortgeschrit- 
ten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 21. Juli 2004 

Im Mai 2004 hat sich der Aufsichtsratsvorsitzende der Marseille Klini- 
ken AG - Ulrich Marseüle - schriftlich an den Inspekteur des Sani- 
tätsdienstes gewandt und das Interesse der Marseüle Kliniken AG an 
einer Übernahme der zur Schließung anstehenden Bundeswehrkran- 
kenhäuser bekundet. Ihm wurde schriftlich mitgeteilt, dass erst nach 
Vorliegen der Stationierungsentscheidungen die Grundlagen für 
Überlegungen zur zukünftigen Struktur und zum Umfang der Bundes- 
wehrkrankenhäuser gegeben sind. 


42. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Ist bekannt, welche konkreten Pläne die Mar- 
seille Kliniken AG in Bezug auf die Bundes- 
wehrkrankenhäuser hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 21. Juli 2004 


Nein, es sind keine Pläne bekannt. 
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43. Abgeordnete 

Ursula 

Lietz 

(CDU/CSU) 


Welche Erlöse erwartet das BMVg von einem 
eventuellen Verkauf der zu privatisierenden 
Bundeswehrkrankenhäuser? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 21. Juli 2004 

Da bisher keine Überlegungen zum Verkauf/Privatisierung von Bun- 
deswehrkrankenhäusern stattgefunden haben, liegen keine Erkennt- 
nisse über mögliche Erlöse vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziale Sicherung 


44. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass die Bundesregierung entge- 
gen ihrer in der Antwort der Parlamentari- 
schen Staatssekretärin bei der Bundesministe- 
rin für Gesundheit und Soziale Sicherung, 
Marion Caspers-Merk, auf meine schriftliche 
Frage 41 auf Bundestagsdrucksache 15/3549 
geäußerten Ansicht über das Bundesversiche- 
rungsamt von Verträgen zwischen Kranken- 
kassen, über die das Bundesversicherungsamt 
gemäß § 90 des Vierten Buchs Sozialgesetz- 
buch (SGB IV) Aufsicht führt, und auslän- 
dischen Versandapotheken Kenntnis erlangen 
kann, und wenn ja, warum hat die Bundes- 
regierung dies in dieser Antwort generell 
bestritten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 23. Juli 2004 

Die Ausführungen in der Antwort der Bundesregierung vom 28. Juni 
2004 (Bundestagsdrucksache 15/3549, S. 22) sind zutreffend. Das 
Bundesversicherungsamt ist, soweit es die Aufsicht nach dem Sozial- 
gesetzbuch ausübt, nur an allgemeine Weisungen des Bundesministe- 
riums für Gesundheit und Soziale Sicherung gebunden (§ 94 Abs. 2 
Satz 3 Viertes Buch Sozialgesetzbuch). Für die Prüfung einer derarti- 
gen Weisung bestand kein Anlass. 


45. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung die zweite 
Unterfrage meiner schriftlichen Frage 42 auf 
Bundestagsdrucksache 15/3549, ob der Bun- 
desregierung bekannt sei, ob es Aktionspro- 
gramme der nationalen Regierungen anderer 
europäischen Staaten gibt, die die gezielte 
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medizinische Versorgung aus dem Ausland 
fördern und unterstützen, nicht beantwortet, 
und wie lautet die Antwort? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 23. Juli 2004 

Entsprechende Aktionsprogramme der Regierungen zur gezielten 
medizinischen Versorgung sind der Bundesregierung nicht bekannt. 


46. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Ant- 
wort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
bei der Bundesministerin für Gesundheit und 
Soziale Sicherheit, Marion Caspers-Merk, auf 
die 2. Nachfrage zur mündlichen Frage 39 des 
Abgeordneten Jens Spahn in der Fragestunde 
vom 30. Juni 2004 (Plenarprotokoll 15/166), 
wonach bei der Versorgung mit Arzneimitteln 
aus dem Ausland deutsches Recht anzuwenden 
sei, vor dem Hintergrund der Antwort des 
Staatssekretärs im Bundesministerium für Ge- 
sundheit und Soziale Sicherheit, Dr. Klaus 
Theo Schröder, auf die Schriftlichen Fragen 
49 und 50 des Abgeordneten Detlef Parr auf 
Bundestagsdrucksache 15/2954, wonach das 
Fünfte Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) Apo- 
theken außerhalb des deutschen Staatsgebietes 
keine rechtlichen Vorgaben machen kann, und 
welche von diesen beiden Aussagen ist die rich- 
tige? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 23. Juli 2004 

Die Bundesregierung sieht keine Diskrepanz zwischen den beiden er- 
wähnten Antworten. 

Meine Antwort vom April bezog sich auf den Einbehalt von Zuzah- 
lungen durch im Ausland ansässige Apotheken. Dieser Geschäftsvor- 
gang findet nicht im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland 
statt. Der Gesetzgeber hat nicht die Möglichkeit, seine eigenen Nor- 
men in einem anderen EU-Mitgliedstaat zur Anwendung zu bringen. 

Der Gesetzgeber darf jedoch für Bürger anderer Staaten bindende Re- 
gelungen treffen, soweit deren Schutzzweck dies im Hinblick auf die 
Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger im deutschen Hoheitsgebiet 
erfordert. 

Für die Regelungen zur Versorgung mit Arzneimitteln aus dem Aus- 
land ist in diesem Zusammenhang maßgeblich, dass die Abgabe dieser 
Arzneimittel an Patienten in Deutschland erfolgt, ggf. inklusive daraus 
resultierender negativer Auswirkungen für den Verbraucher. In die- 
sem Sinne haben Patienten einen Anspruch auf eine Versorgung mit 
Arzneimitteln, die dem deutschen Recht entspricht, auch sofern diese 
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aus dem EU-Ausland erfolgt. Die entsprechenden Vorschriften des 
Arzneimittel- und Apothekenrechts erfüllen somit unter Beachtung 
des europäischen Gemeinschaftsrechts auch durch die Einbeziehung 
von Apotheken in anderen EU-Mitgliedstaaten, soweit sie Arzneimit- 
tel in Deutschland vertreiben, einen nicht unerheblichen Schutzzweck. 


47. Abgeordnete 

Marie-Luise 

Dött 

(CDU/CSU) 


Durch welche konkreten Maßnahmen will die 
Bundesministerin für Gesundheit und Soziale 
Sicherung, Ulla Schmidt, bei den Krankenkas- 
sen eine bessere Berücksichtigung der beson- 
deren Situation von Kinder-Hospizen durch- 
setzen, und welche finanziellen Mittel will die 
Bundesministerin zur Verfügung stellen, damit 
Kinder-Hospize zukünftig über eine solide 
finanzielle Basis verfügen werden (vgl. hierzu: 
Meldung Evangelischer Pressedienst vom 
19. Juli 2004, 17.29 Uhr)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 23. Juli 2004 

Anders als in der Meldung des Evangelischen Pressedienstes vom 
19. Juli 2004 dargestellt, hat sich Bundesministerin Ulla Schmidt wäh- 
rend ihres Besuchs in der Gelsenkirchener Hospiz- und Pflegeeinrich- 
tung „Arche Noah“ nicht für eine Änderung der Finanzierungsgrund- 
lagen der Kinder-Hospize in Deutschland ausgesprochen. Ihre Vor- 
schläge für eine bessere finanzielle Absicherung der Einrichtung bezo- 
gen sich ausdrücklich auf die Arbeit als Kurzzeitpflegestelle für 
schwerst mehrfachbehinderte Kinder. In diesem Zusammenhang wur- 
den Gespräche mit dem Land NRW angeregt, um eine mögliche Be- 
teiligung des Landschaftsverbands Rheinland an der Kurzzeitpflege- 
stelle auszuloten. 

Ausdrücklich verwies die Bundesministerin Ulla Schmidt darauf, dass 
die Rahmenvereinbarung nach § 39a SGB V einen ausreichenden 
Spielraum für die Finanzierung der Kinder- und Jugendhospize lässt. 
Sie machte deutlich, dass sie darauf achten wird, dass dieser Spielraum 
im Sinne der Kinder- und Jugendhospize genutzt wird. 


48. Abgeordnete 

Marie-Luise 

Dött 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung den Beschluss des 
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) zur 
Festbetragsgruppenbildung (vgl. REUTERS 
vom 20. Juli 2004) gemäß § 94 des Fünften 
Buchs Sozialgesetzbuch (SGB V) vor dem Hin- 
tergrund der gemeinsamen Erklärung von 
Bundesregierung und Vertretern führender 
deutscher sowie international tätiger Pharma- 
unternehmen zum Pharma-Innovationsstand- 
ort Deutschland und zu den Perspektiven der 
Gesundheitspolitik vom 6. Juli 2004, wonach 
ein Einvernehmen darüber besteht, dass eine 
Bildung von Jumbo-Gruppen dann nicht erfol- 
gen sollte, wenn das mit den Festbeträgen an- 
gestrebte Einsparziel auch durch eine andere 
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Form der Gruppenbildung erreicht werden 
kann, beanstanden, und wenn nein, warum 
nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 22. Juli 2004 

Der Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses vom 20. Juli 
2004 einschließlich der Begründung, insbesondere des medizinischen 
Fachgutachtens zur Gruppenbildung, liegt dem Bundesministerium 
für Gesundheit und Soziale Sicherung (BMGS) nicht vor. Sobald die- 
se Unterlagen eingegangen sind, wird das BMGS den Beschluss ge- 
mäß § 94 SGB V innerhalb der gesetzlichen Frist von zwei Monaten 
prüfen. 


49. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Befürwortet die Bundesregierung die Aufrecht- 
erhaltung der deutschen Gesetzeslage des 
Embryonenschutzgesetzes hinsichtlich der Ver- 
bote der Erzeugung menschlicher Embryonen 
durch Klonen sowie der Verwendung mensch- 
licher Embryonen zu anderen Zwecken als sol- 
chen, die ihrer Erhaltung dienen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 28. Juli 2004 

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit dem Embryonenschutzge- 
setz ein Gesetz geschaffen, das mit seinen klaren Grenzziehungen und 
seinem hohen Schutzstandard die Gewissheit bietet, sich den aktuellen 
Fragen und Befürchtungen mit der notwendigen Sorgfalt und Gelas- 
senheit stellen zu können. Die Bundesregierung beabsichtigt keine Än- 
derung des Embryonenschutzgesetzes. 


50. Abgeordnete 

Maria 

Eichhorn 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Wir- 
kung der im Embryonenschutzgesetz enthalte- 
nen Verbote des Klonens und der Veiwendung 
menschlicher Embryonen zu anderen Zwecken 
als solchen, die ihrer Erhaltung dienen, auf die 
internationale Debatte über internationale 
Rechtsinstrumente zum Verbot des Klonens? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 28. Juli 2004 

Die Bundesregierung setzt sich auch auf der Grundlage des deutschen 
Embryonenschutzgesetzes für ein möglichst umfassendes und mög- 
lichst universelles Klonverbot ein und orientiert sich bei ihrem Vor- 
gehen an dem fraktionsübergreifenden Bundestagsbeschluss vom 
20. Februar 2003 (Bundestagsdrucksache 15/463). 
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51. Abgeordnete 

Patricia 

Lips 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass für die Berechnung von Ren- 
tenansprüchen deutscher Staatsbürger die Kin- 
dererziehungszeit für aus dem Ausland adop- 
tierter Kinder Berücksichtigung findet, und 
wenn ja, in welchem Umfang? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 22. Juli 2004 

Die Kindererziehung wird rentenrechtlich in der Weise anerkannt, 
dass dem erziehenden Elternteil die ersten 36 bzw. (bei Geburten vor 
1992) 12 Monate nach dem Geburtsmonat des Kindes als Pflichtbeit- 
ragszeit angerechnet werden. Dies gilt gleichermaßen für leibliche El- 
tern und für Adoptiveltern. 

Der Begriff „Kindererziehung“ setzt die tatsächliche Betreuung des 
Kindes in häuslicher Gemeinschaft voraus. Eine Versicherung wegen 
Kindererziehung kann somit bei adoptierten Kindern aus dem Aus- 
land frühestens ab dem Zeitpunkt der Aufnahme des Kindes in den 
Haushalt im Inland erfolgen, und zwar bis längstens zum Ablauf von 
36 bzw. 12 Kalendermonaten nach dem Geburtsmonat des Kindes. 
Ist das Kind in dem Zeitpunkt, in dem die Erziehung durch die Adop- 
tiveltern beginnt, bereits älter als drei Jahre bzw. ein Jahr, kann die- 
sem Elternteü keine Zeit wegen Kindererziehung angerechnet werden. 

Zeiten der Kindererziehung können grundsätzlich nur dann berück- 
sichtigt werden, wenn die Erziehung im Inland oder im jeweiligen Gel- 
tungsbereich der deutschen Rentenversicherungsgesetze erfolgt. Dies 
entspricht dem Territorialitätsprinzip, dem im Übrigen auch die Versi- 
cherungspflicht bei Erwerbstätigkeit unterliegt. Hierbei kommt es 
nicht auf die Staatsangehörigkeit der Erziehungsperson oder des Kin- 
des an. Bei Erziehung außerhalb dieses Gebietes können in aller Regel 
Erziehungszeiten nicht angerechnet werden, selbst wenn beide Eltern 
oder ein Elternteil die deutsche Staatsangehörigkeit haben. 


52. Abgeordnete 
Maria 
Michalk 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsa- 
che, dass immer weniger Mütter die Möglich- 
keit einer Mutter-Kind-Kur erhalten, wie aus 
der Antwort der Parlamentarischen Staatssek- 
retärin bei der Bundesministerin für Gesund- 
heit und Soziale Sicherung, Marion Caspers- 
Merk, vom 28. Juni 2004 auf meine schrift- 
lichen Fragen 47 und 48 auf Bundestagsdruck- 
sache 15/3549 hervorgeht, unter dem Aspekt, 
dass allgemein in der Gesellschaft gefordert 
wird, Familien mehr zu unterstützen, und wel- 
che Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
dem Rückgang der Mutter-Kind-Kuren ent- 
gegenzuwirken? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Theo Schröder 
vom 27. Juli 2004 

Ich nehme zunächst Bezug auf meine Antwort auf die Fragen 47 und 
48 des Mitgliedes des Deutschen Bundestages, Annette Widmann- 
Mauz, auf Bundestagsdrucksache 15/3426. 

In diesem Zusammenhang liegt dem Bundesministerium für Gesund- 
heit und Soziale Sicherung (BMGS) auch eine Stellungnahme der 
Spitzenverbände der Krankenkassen zu der Bewilligungspraxis der 
Krankenkassen im Bereich der Vorsorge- und Rehabilitationsleistun- 
gen für Mütter und Väter mit Kindern vor, in der sich diese wie folgt 
äußern: 

„Änderungen hinsichtlich der Zugangsvoraussetzungen für die in Re- 
de stehenden Leistungen wurden seitens der Krankenkassen bzw. der 
Spitzenverbände der Krankenkassen nicht vorgenommen. Allerdings 
ist nicht auszuschließen, dass in einigen Fällen ein Antrag (auch nach 
Begutachtung durch den Medizinischen Dienst der Krankenkassen) 
auf der Grundlage der zur Verfügung stehenden Informationen zu- 
nächst abgelehnt und diese Entscheidung auf der Basis weitergehender 
Informationen revidiert wird. Bei der Beurteilung der Notwendigkeit 
medizinischer Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen spielen neben 
den medizinischen Befunden auch die Kontextfaktoren eine Rolle. 
Häufig werden Angaben zu dem gesamten Lebenshintergrund (perso- 
nen- und umweltbezogene Kontextfaktoren) weder von dem verord- 
nenden Arzt noch von der Antragstellerin oder der jeweiligen Bera- 
tungsstelle an die Krankenkasse weitergegeben.“ 

Die Spitzenverbände der Krankenkassen prüfen derzeit, ob und in 
welchem Umfang im Rahmen eines Antragsvordrucks Angaben zum 
Lebenshintergrund der Antragsteller abgefragt werden können, um 
bereits bei der ersten Beurteilung des Antrags alle relevanten Faktoren 
adäquat berücksichtigen zu können. 

Zudem hat bereits am 15. April 2004 im BMGS ein Gespräch mit Ver- 
treterinnen des Müttergenesungswerks und einem Vertreter der Spit- 
zenverbände der Krankenkassen stattgefunden, in dem insbesondere 
auch die Bewilligungspraxis der Krankenkassen thematisiert wurde. 
Ich gehe davon aus, dass der damit angestoßene Diskussionsprozess 
zwischen Müttergenesungswerk und den Spitzenverbänden der Kran- 
kenkassen zu einer höheren Transparenz und Einheitlichkeit der Be- 
willigungspraxis bei den Krankenkassen beitragen wird. 

Das BMGS wird die weitere Entwicklung im Bereich der Vorsorge- 
und Rehabilitationsleistungen für Mütter und Väter mit Kindern wei- 
terhin aufmerksam beobachten und ggf. sachgerechten Lösungen den 
Weg bahnen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


53. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung die Ergebnisse der 
vom Kanton Zürich (Schweiz) eingerichteten 
Proj ektgruppe „Raumentwicklungskonzept 
für die Flughafenregion und langfristige Infra- 
struktur des Flughafens (REFIEF)“ bekannt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 27. Juli 2004 

Die Bundesregierung führt die Gespräche zu den Auswirkungen des 
Flugbetriebs des Flughafens Zürich auf den süddeutschen Fuftraum 
mit dem Eidgenössischen Department für Verkehr, Energie und Kom- 
munikation sowie dem Bundesamt für Zivilluftfahrt der Schweiz. Die- 
se wenden sich mit den erforderlichen Informationen an das Bundes- 
ministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, wenn Planun- 
gen bezüglich des Flughafens Zürich auf das deutsche Hoheitsgebiet 
Auswirkungen haben könnten. Die Ergebnisse der Projektgruppe 
REFIEF sind der Bunderegierung bisher nur durch die Presse be- 
kannt geworden. 


54. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse der RELIEF-Studie mit Blick auf die Tat- 
sache, dass bei einer Umsetzung dieser Pläne 
der Flughafen Zürich-Kloten komplett nach 
Norden hin ausgerichtet würde und eine zu- 
sätzliche Belastung der süddeutschen Grenz- 
region die Folge wäre? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 27. Juli 2004 

Eine Bewertung der Ergebnisse wird die Bundesregierung dann vor- 
nehmen, wenn die in Antwort zu der Frage 53 genannten schweizeri- 
schen Stellen mit konkreten Planungen auf die Bundesregierung zu- 
kommen. 


55. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung gegenüber den ein- 
schlägigen schweizerischen Stellen zu den Er- 
gebnissen der RELIEF-Studie Position bezo- 
gen, und wenn ja, in welcher Form? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 27. Juli 2004 

Den schweizerischen Stellen ist bekannt, dass die Nutzung des süd- 
deutschen Luftraumes durch die An-/Abflüge zum/vom Flughafen Zü- 
rich durch die deutschen Rechtsvorschriften geregelt wird. Die Bun- 
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desregierung hat gegenüber der Schweizer Bundesregierung wieder- 
holt ausgeführt, dass sie einer Mehrbelastung der süddeutschen 
Grenzregion gegenüber der heutigen Situation nicht zustimmen wird. 


56. Abgeordneter 

Dirk 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit einem Ergebnis der Ressortab- 
stimmung und Länderanhörung zur weiteren 
Vertiefung der seewärtigen Zufahrten zu den 
Häfen Hamburgs und Bremerhavens (Fahrrin- 
nenausbau der Unter- und Außenelbe bzw. der 
Außenweser) zu rechnen, und wann wird im 
Anschluss daran das Bundeskabinett in dieser 
Angelegenheit abschließend entscheiden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 20. Juli 2004 

Im Zuge der laufenden Ressortabstimmung hat sich noch Erörte- 
rungsbedarf ergeben, so dass noch kein abschließender Termin ge- 
nannt werden kann. 


57. Abgeordneter 

Dirk 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Welche ungeklärten Sachfragen haben den Ab- 
schluss der Ressortabstimmung und Länderan- 
hörung zur weiteren Vertiefung der seewärti- 
gen Zufahrten zu den Häfen Hamburgs und 
Bremerhavens (Fahrrinnenausbau der Unter- 
und Außenelbe bzw. der Außenweser) verzö- 
gert? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 20. Juli 2004 

Die Sachfragen betreffen insbesondere ökologische Wirkungsabschät- 
zungen. 


58. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung - vor dem 
Hintergrund der mit Frankreich getroffenen 
Vereinbarung einen „gut bedienten Eurodist- 
rikt zu schaffen“ - den Umstand, dass die 
Deutsche Bahn AG (DB AG) sich ggf. gegen 
die Gründung einer gemeinschaftlichen 
deutsch-französischen Betreibergesellschaft 
zur Verbesserung des Netzverbundes und des 
Verbundbetriebs der deutschen und französi- 
schen Hochgeschwindigkeitsnetze sträubt? 
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59. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Gibt es Zusammenhänge zwischen der in Fra- 
ge 58 aufgezeigten Entwicklung und den Aus- 
sagen der DB AG, die die Realisierung der 
Neubaustrecke zwischen Karlsruhe und Basel 
mit Anschluss in Straßburg in Frage stellen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. Juli 2004 

Deutschland und Frankreich sind sich der hohen politischen Bedeu- 
tung der geplanten Hochgeschwindigkeitsverbindung Paris-Ostfrank- 
reich-Südwestdeutschland (POS) bewusst. Beide Seiten sind sich da- 
rin einig, dass in diesem Zusammenhang die Zulassung der Züge zu 
einem schnellen positiven Ergebnis geführt werden muss. Eine ableh- 
nende Haltung der Deutsche Bahn AG (DB AG) zu einer gemeinsa- 
men Betreibergesellschaft ist dem Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) nicht bekannt. Es ist verein- 
bart, dass sich die Staatssekretäre des BMVBW und des französischen 
Ministeriums für Infrastruktur, Verkehr, Raumordnung, Tourismus 
und Meeresfragen unter Beteiligung der Vorsitzenden der beiden Bah- 
nen im September erneut treffen, um das Projekt voranzubringen. 

An der Realisierung der Eisenbahn-Neubaustrecke Karlsruhe-Basel 
halten die Bundesregierung und DB AG fest, so wie dies in der „Ver- 
einbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Vorsteher des Eidgenössischen Verkehrs- 
und Energiewirtschaftsdepartments zur Sicherung der Leistungsfähig- 
keit des Zulaufes zur neuen Eisenbahn-Alpentransversale (NEAT) in 
der Schweiz“ vom 13. Oktober 1998 festgelegt ist. Der Teilabschnitt 
Rastatt-Offenburg wird voraussichtlich zum Jahresende 2004 voll- 
ständig in Betrieb genommen werden. Weitere Teilabschnitte sind im 
Bau beziehungsweise in der Planung. 


60. Abgeordneter 

Siegfried 

Helias 

(CDU/CSU) 


Wurde im Rahmen des Regierungsumzuges 
von Bonn nach Berlin den umziehenden Bun- 
desbediensteten ein Wahlrecht dahin gehend 
zugesprochen, entweder eine Einmalzahlung 
für den Umzug ausgezahlt zu bekommen, oder 
im Rahmen der Wohnungsfürsorge in Berlin 
bundeseigene Wohnungen zur Miete angebo- 
ten zu bekommen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 20. Juli 2004 

Im Rahmen des Umzugs von Parlament und Teilen der Bundesregie- 
rung von Bonn nach Berlin war das Wohnraumversorgungskonzept 
vom 29. Juni 1995 die Grundlage für die Unterbringung von betroffe- 
nen Parlamentariern und Bediensteten. Danach wurde den Umziehen- 
den die mietweise Unterbringung in Wohnungen aus dem ehemaligen 
Bestand der Al liierten oder dem Besetzungsrecht des Bundes unterlie- 
genden, überwiegend neu geförderten Wohnungen angeboten. Alter- 
nativ war die Förderung der Bildung von Wohneigentum durch zins- 
günstige Darlehen und laufende Aufwendungszuschüsse vorgesehen. 
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Eine Einmalzahlung für diejenigen Umzugsbetroffenen, welche sich 
ohne diese Unterstützung des Bundes eine Unterbringung über den 
freien Wohnungsmarkt gesucht haben, stand jedoch nicht zur Wahl. 

Unabhängig davon richtete sich die Vergütung der den Umziehenden 
entstehenden Umzugskosten nach dem Dienstrechtlichen Begleitge- 
setz vom 30. Juli 1996 mit modifizierter Geltung des Bundesumzugs- 
kostengesetzes und der Trennungsgeldverordnung. Die Vergütung der 
Umzugskosten wurde unabhängig davon gewährt, ob eine Wohnungs- 
fürsorgemaßnahme in Anspruch genommen wurde oder nicht. 


61. Abgeordnete 
Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


In welcher ELöhe sind Fördermittel für die Auf- 
wertung und den Rückbau ostdeutscher Städte 
im Rahmen des Förderprogramms „Stadtum- 
bau Ost“ im Verhältnis zu den veranschlagten 
Fördermittelvolumen für die Jahre 2002 und 
2003 abgerufen worden, und was will die Bun- 
desregierung unternehmen, damit nach dem 
Rückbau die Aufwertung nicht vernachlässigt 
wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 27. Juli 2004 

Die Verwaltungsvereinbarung (VV) Städtebauförderung als Grund- 
lage des Programms Stadtumbau Ost sah für das erste Programmjahr 
2002 eine hälftige Aufteilung der Fördermittel für den Rückbau und 
für die Aufwertung vor. Damit der Rückbau als die sowohl von den 
Fändern als auch den Kommunen und der Wohnungswirtschaft ak- 
tuell dringlichste Aufgabe des Stadtumbaus beschleunigt werden 
konnte, wurde den Fändern in der W Städtebauförderung 2003 er- 
möglicht, auch einen höheren Anteil für den Rückbau zu verwenden. 
Von dieser Möglichkeit haben bislang zwei Bundesländer Gebrauch 
gemacht. Sachsen setzte 2003 rund 77 Prozent der Mittel für den 
Rückbau ein und folglich 23 Prozent für die Aufwertung; Sachsen-An- 
halt verwendete 60 Prozent für den Rückbau. Für den Durchschnitt 
aller Fänder bedeutet das: 56 Prozent der Bundes- und Fandesmittel 
wurden 2003 für den Rückbau eingesetzt, 44 Prozent für die Aufwer- 
tung. Berücksichtigt man die Mittel der Gemeinden, die bei der Auf- 
wertung hinzukommen, so entfielen im Jahr 2003 54 Prozent des Ge- 
samtvolumens auf die Aufwertung. Den Fändern steht es somit frei, je 
nach Dringlichkeit die Mittel zwischen Rückbau- und Aufwertungs- 
maßnahmen zu verteilen. 

Die neuen Fänder haben die vom Bund 2002 und 2003 zur Verfügung 
gestellten Mittel in Höhe von jeweils 153,4 Mio. Euro vollständig in 
Anspruch genommen. Im Übrigen stellt der Bund Finanzhilfen für die 
soziale Wohnraumförderung zur Verfügung, mit denen die Fänder 
Aufwertungsmaßnahmen im Gebäudebestand fördern können. Darü- 
ber hinaus werden Bestandsinvestitionen mit der auf die neuen Fänder 
und Berlin (Ostteil) begrenzten Investitionszulage sowie mit zinsverbil- 
ligten Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau unterstützt. 
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62. Abgeordnete 

Dr. Gesine 
Lötzsch 

(fraktionslos) 


Wie hat sich der Wohnungsleerstand (in 
Wohneinheiten) in den neuen Ländern seit 
2002 entwickelt, und wie viele Wohnungen 
wurden bereits durch Rückbaumaßnahmen in 
den einzelnen Ländern beseitigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 27. Juli 2004 

Laut Mikrozensus standen 2002 in den neuen Ländern 1,077 Millio- 
nen Wohneinheiten leer. Für das Jahr 2004 liegen noch keine Zahlen 
vor. Der Bundesverband Deutscher Wohnungsunternehmen - GdW - 
gibt an, der Leerstand in den von seinen Mitgliedsunternehmen ver- 
walteten Wohnungsbeständen sei von 15,5 Prozent Ende 2001 auf 
16,2 Prozent Ende 2002 gestiegen und Ende 2003 wieder auf 16,0 Pro- 
zent gefallen, und zwar aufgrund der durch den Stadtumbau Ost ange- 
stoßenen Abrisse. Diese Entwicklung deckt sich mit den Ergebnissen 
einer Befragung von 61 Wohnungsunternehmen zum Programm 
„Stadtumbau Ost“, wonach der Anstieg der Wohnungsleerstände in 
den neuen Ländern gestoppt wurde. Eine Umfrage bei den zuständi- 
gen Ministerien der Länder hat ergeben, dass bis zum 30. April 2004 
29 758 Wohneinheiten (sowie 65 Gemeinbedarfseinrichtungen in Ber- 
lin) mit Mitteln des Programms Stadtumbau Ost rückgebaut worden 
sind. Darüber hinaus sind aus Mitteln von Landesprogrammen weiter 
14 215 Wohneinheiten rückgebaut worden. In der Gesamtsumme sind 
das 43 973 Wohneinheiten. 


63. Abgeordnete 

Dr. Conny 

Mayer 

(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Seit wann hat die Bundesregierung Kenntnis 
von dem drohenden Planungsstopp beim Bau 
des dritten und vierten Gleises der Rheintal- 
bahn aufgrund der Entscheidung der Deutsche 
Bahn AG (DB AG), ihre Verträge mit den mit 
der Planung beauftragten Ingenieurbüros zu 
kündigen (vgl. Badische Zeitung vom 7. Juli 
2004), und wie bewertet die Bundesregierung 
dieses? 


64. Abgeordnete 

Dr. Conny 

Mayer 

(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Stellt die Bundesregierung nach der Entschei- 
dung der DB AG, ihre Verträge mit den mit 
der Planung zum dritten und vierten Gleis der 
Rheintalbahn beauftragten Ingenieurbüros zu 
kündigen, Überlegungen an bezüglich einer al- 
ternativen Finanzierung der Bahnstrecke - zur 
Einhaltung des Zeitplanes, der sich aus dem 
Vertrag von Lugano ergibt - und wie bewertet 
die Bundesregierung, dass mit einer zeitlichen 
Verzögerung die Gefahr besteht, dass Raum- 
ordnungsverfahren ihre Gültigkeit verlieren 
und erneute Planungszeiten von mehreren Jah- 
ren notwendig werden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. Juli 2004 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob die DB Netz AG Verträge 
mit beauftragten Ingenieurbüros gekündigt hat. Entscheidungen die- 
ser Art fallen in die unternehmerische Verantwortung des Vorstands 
der DB Netz AG, dem die Planung, Ausschreibung und Vergabe 
sämtlicher Maßnahmen im Zusammenhang mit der Realisierung der 
Baumaßnahmen obliegt. Vertreter des Bundesministeriums für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen und der DB Netz AG haben sich da- 
rüber verständigt, dass die Einleitung aller noch ausstehenden fünf 
Planfeststellungsverfahren für den Abschnitt Offenburg-Basel bis 
zum Jahr 2005 bei dem hierfür zuständigen Eisenbahn-Bundesamt be- 
antragt werden soll. Die hierfür erforderlichen Planungsmittel werden 
vom Bund bereitgestellt. Insofern kann von einem in der Frage unter- 
stellten Planungsstopp bzw. der Gefahr, dass ergangene Raumord- 
nungsbeschlüsse ihre Gültigkeit verlieren, keine Rede sein. 

Das in der Frage genannte Abkommen mit der Schweiz enthält keine 
Fertigstellungstermine und steht unter dem generellen Vorbehalt der 
Durchführung der nach jeweiligem nationalem Recht erforderlichen 
Verfahren. Darüber hinaus unterliegen haushaltswirksame Entschei- 
dungen der Bundesregierung dem Haushaltsvorbehalt des Deutschen 
Bundestages. 


65. Abgeordneter 

Kurt J. 
Rossmanith 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die zugesagten 
Finanzmittel für den Bau des letzten Teilstü- 
ckes der Bundesautobahn A 7 von Nessel- 
wang-Süd bis zum Grenztunnel bereitzustellen, 
damit diese für den europäischen Nord-Süd- 
Verkehr enorm wichtige Verkehrsverbindung 
bis zum Jahr 2008 in Gänze fertig gestellt und 
in Betrieb genommen werden kann? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. Juli 2004 

Die Bundesregierung ist bereit, das im Anti-Stau-Programm enthalte- 
ne, in Bau befindliche Projekt so zu finanzieren, dass es zum frühest- 
möglichen Zeitpunkt in Betrieb genommen werden kann. 


66. Abgeordneter 

Peter 

Rzepka 

(CDU/CSU) 


Ist nach Auffassung der Bundesregierung die 
mit Schreiben der Parlamentarischen Staats- 
sekretärin beim Bundesminister für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen, Angelika Mertens, 
kürzlich angekündigte Wiederaufnahme des 
seit längerer Zeit ruhenden Planfeststellungs- 
verfahrens für die Durchquerung der Dresd- 
ner Bahn durch den Ortsteil Lichtenrade recht- 
lich zulässig, obwohl nach Ablauf der Einwen- 
dungsfrist (§ 73 Abs. 6 des Verwaltungsverfah- 
rensgesetzes - VwVfG -) inzwischen 4 Jahre 
vergangen sind und die nach dem VwVfG 
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innerhalb von 3 Monaten vorgesehene Erörte- 
rung der Eingaben bis heute nicht stattgefun- 
den hat, und wenn ja, wie begründet die Bun- 
desregierung ihre Auffassung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. Juli 2004 

Der Begriff der „Wiederaufnahme“ des Planfeststellungsverfahrens 
ist nach Auffassung der Bundesregierung nicht zutreffend, weil das 
Verfahren seit 1997 anhängig ist und nur aufgrund der Inaktivität der 
Anhörungsbehörde nicht weitergeführt wurde. Die in § 73 Abs. 6 
Satz 7 Verwaltungsverfahrensgesetz geregelte Frist zum Abschluss der 
Erörterung innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Einwen- 
dungsfrist ist eine Soll-Vorschrift. Sie zwingt daher nicht zur Einstel- 
lung des anhängigen Planfeststellungsverfahrens und zu seiner Neu- 
einleitung. 

Allerdings sind die Planfeststellungsunterlagen inzwischen etwa sieben 
Jahre alt. Der Vorhabensträger (DB Netz AG), die Anhörungsbehör- 
de (Senatsbauverwaltung) und die Planfeststellungsbehörde (Eisen- 
bahn-Bundesamt, Außenstelle Berlin) haben deshalb zu klären, welche 
Voraussetzungen erfüllt sein müssen, damit der Erörterungstermin 
ordnungsgemäß durchgeführt werden kann. Dabei muss insbesondere 
geklärt werden, welche Planunterlagen noch als Grundlage für einen 
Planfeststellungsbeschluss geeignet sind und welche der Aktualisie- 
rung bedürfen. 


67. Abgeordneter 

Peter 

Rzepka 

(CDU/CSU) 


Wie würden im Falle der Wiederaufnahme des 
Planfeststellungsverfahrens zwischenzeitlich 
eingetretene Sachverhaltsänderungen berück- 
sichtigt werden, und in welcher Weise könnten 
weitere Einwände geltend gemacht werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. Juli 2004 

Bezüglich des Terminus „Wiederaufnahme“ wird auf die Antwort zu 
der Frage 66 verwiesen. Soweit eine Aktualisierung der Planunterla- 
gen erforderlich ist und dadurch Belange erstmalig oder stärker als 
bisher durch die Planung berührt werden, wird eine entsprechende 
neuerliche Beteiligung der Betroffenen sichergestellt. Insoweit können 
auch neue Einwendungen zu den neuen Unterlagen erhoben werden. 


68. Abgeordneter 

Peter 

Rzepka 

(CDU/CSU) 


Stellt nach Auffassung der Bundesregierung 
der Ausbau der Bahnstrecke mit zwei zusätzli- 
chen Hochgeschwindigkeitstrassen zu den bis- 
her vorhandenen S-Bahngleisen eine wesent- 
liche Veränderung gegenüber der vorherigen 
Nutzung dar, und welche Gutachten für den 
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Streckenabschnitt Lichtenrade liegen der Bun- 
desregierung zu den verschiedenen Ausbauva- 
rianten (ebenerdig, Tunnel-, Troglösung) vor? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. Juli 2004 

Im vorbenannten Planfeststellungsabschnitt kommt mindestens ein 
durchgehendes Gleis hinzu. Insofern ist das Vorhaben bereits seiner- 
zeit als eine wesentliche Änderung im Sinne von § 41 Abs. 1 Bundes- 
immissionsgesetz in der Planung des Vorhabensträgers behandelt wor- 
den. Die ausgelegten Planunterlagen enthalten demzufolge auch eine 
schalltechnische Untersuchung und darauf aufbauende Maßnahmen 
zum Lärmschutz. Des Weiteren wird daraufhingewiesen, dass die ge- 
plante Geschwindigkeit der Fernbahngleise im Bereich Lichtenrade 
160 km/h beträgt. Insofern handelt es sich nicht um Hochgeschwindig- 
keitsgleise, die mit einer Geschwindigkeit von mindestens 200 km/h 
befahren werden können. 

Der Bundesregierung liegen mehrere Ausarbeitungen der DB Netz 
AG bzw. der von ihr beauftragten Planungsgesellschaften vor, die 
einen Kennzahlen bezogenen Vergleich einer Anzahl von Durchfah- 
rungslösungen für Lichtenrade mit der in das Planfeststellungsverfah- 
ren eingeführten so genannten ebenerdigen Lösung beinhalten. Dies 
betrifft Tunnel- und Troglösungen in unterschiedlichster technischer 
Ausführung und Länge, aber auch die Streckenführung in Dammlage. 
Außerdem liegt eine Wirtschaftlichkeitsrechnung der DB Netz AG 
für die Varianten ebenerdige Durchfahrung und geschlossener Trog 
vor, in deren Ergebnis die letztgenannte Variante sowohl höhere In- 
vestitionskosten als höheren laufenden Aufwand verursacht. 


69. Abgeordneter 

Peter 

Rzepka 

(CDU/CSU) 


Zu welchen Ergebnissen haben diese in Hin- 
sicht auf die Realisierungsmöglichkeiten ge- 
führt, und welche Präferenz ergibt sich daraus 
für die Bundesregierung vorbehaltlich des Er- 
gebnisses des Planfeststellungsverfahrens? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. Juli 2004 

Vorhabensträger für das Vorhaben „Südkreuz-Blankenfelde“ des Pro- 
jekts „Knoten Berlin“ des Bedarfplans für die Bundesschienenwege, 
das den Wiederaufbau der so genannten „Dresdner Bahn“ umfasst, 
ist die DB Netz AG. Diese hat eine Planungsgesellschaft, die heutige 
die DB ProjektBau GmbH, mit der Planung und Durchführung des 
Vorhabens beauftragt. Den Antrag auf Feststellung des Plans für die- 
ses Vorhaben, das in drei Abschnitte unterteilt ist (Abschnitt 2 umfasst 
den Bereich Lichtenrade), hat der Vorhabensträger bei der Planfest- 
stellungsbehörde, dem Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Berlin, ge- 
stellt. Der Bund ist an diesem Vorhaben insoweit beteiligt, als er die 
Investitionskosten finanziert. 

Bezüglich der Finanzierung der Investitionen für den Wiederaufbau 
der „Dresdner Bahn“ sind haushaltsrechtliche Bestimmungen maß- 
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geblich. Grundsätzlich finanziert der Bund die wirtschaftlichste Lö- 
sung, es sei denn, er wäre rechtlich verpflichtet, eine aufwändigere 
Lösung zu finanzieren. Dies wäre dann der Fall, wenn das Planfest- 
stellungsverfahren nur mit dem Ergebnis abgeschlossen werden könn- 
te, dass unter Abwägung aller vom Vorhaben berührten Belange eine 
ebenerdige Durchfahrung unzulässig sei. Für die Finanzierungsent- 
scheidung des Bundes wird der Planfeststellungsbeschluss für den Ab- 
schnitt 2, Lichtenrade, maßgeblich sein. 


70. Abgeordneter 
Swen 
Schulz 
(Spandau) 

(SPD) 


Trifft es zu, dass durch eine Veränderung der 
Baustandards für Autobahnen dahin gehend, 
dass sie auf die Befahrung mit niedrigeren 
Geschwindigkeiten ausgelegt werden, weniger 
kostenintensiv gebaut werden könnte, und falls 
ja, in welcher Flöhe können Mittel beim Neu- 
bau geplanter Autobahnen eingespart werden, 
wenn sie zukünftig z. B. auf die Befahrung mit 
160 km/h ausgelegt werden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. Juli 2004 

Anregungen zur Senkung des Baustandards und der Kosten von Auto- 
bahnen waren in jüngerer Vergangenheit bereits Gegenstand einer 
Vielzahl von Initiativen. Fachlich vertretbare Einsparmöglichkeiten 
sind bei der Überarbeitung des technischen Regelwerkes berücksich- 
tigt worden und fließen selbstverständlich auch in die laufende Über- 
arbeitung ein. 

Nach dem geltenden Regelwerk werden Autobahnen maximal für eine 
Geschwindigkeit von 130 km/h trassiert. Ausgehend von dieser Ge- 
schwindigkeit werden Grenz- und Richtwerte für die Entwurfselemen- 
te bestimmt, z. B. für Kurvenmindestradien, Querneigungen und Hal- 
tesichtweiten. 

Hierdurch wird ein sicheres Fahren bei nasser Fahrbahn und regelge- 
rechter Fahrbahnoberfläche bis zur Richtgeschwindigkeit 130 km/h 
ermöglicht. Bei günstigen Randbedingungen, z. B. trockene Fahrbahn, 
können - sofern keine Geschwindigkeitsbegrenzungen bestehen - 
auch höhere Geschwindigkeiten gefahren werden. 

Die Entwurfsgrenzwerte der geltenden Richtlinien gewährleisten 
einen sparsamen Straßenentwurf. Weitere Reduktionen von Trassie- 
rungsparametern oder von Querschnittsabmessungen sind aus Sicher- 
heitsgründen sowie im Hinblick auf den starken Autobahnverkehr 
und die hohe Belastung durch schwere Lkw nicht mehr vertretbar. 


71. Abgeordnete 

Lena 

Strothmann 

(CDU/CSU) 


Auf welche Haushaltstitel innerhalb des Einzel- 
plans 12 (Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen) wurde in den Jah- 
ren 2003 und 2004 die jeweilige globale Min- 
derausgabe aufgeteilt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. Juli 2004 

Haushaltsführung 2003 

Für die im Kapitel 12 02 Titel 972 02 eingestellte Globale Minderaus- 
gabe in Höhe von 80 Mio. Euro wurden zur Einsparung nachstehende 
Haushaltsstellen herangezogen: 


Kapitel 

Titel 

Einsparbetrag in Euro 

1202 

532 32 

61 778 

1202 

687 02 

488 000 

1202 

896 06 

14 856 943 

1202 

71832 

946 

1202 

88231 

9 029 685 

1205 

425 11 

4 954 333 

1212 

81255 

589 265 

1214 

54791 

99 563 

1214 

68701 

780 000 

1214 

71202 

5 816 000 

1217 

67101 

17 785 

1217 

68301 

16 552 000 

1217 

68701 

8 244 000 

1222 

89105 

6 100 000 

1222 

89197 

10 907 591 

1225 

88225 

1 502 112 


Haushaltsführung 2004 

Im Einzelplan 12 sind im Verlauf der Haushaltsführung insgesamt 
293,471 Mio. Euro (244,044 Mio. Euro - Kapitel 60 02 Titel 972 25 
und 49,43 Mio. Euro - Kapitel 12 02 Titel 972 03) im Rahmen von 
Globalen Minderausgaben zu erwirtschaften. Eine titelkonkrete Zu- 
ordnung der Einsparbeträge kann zu diesem Zeitpunkt noch nicht vor- 
genommen werden. 


72. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Ent- 
scheidung der Deutsche Bahn AG (DB AG), 
ihre Verträge mit den mit der Planung des 
Baus des dritten und vierten Gleises der Rhein- 
talbahn beauftragten Ingenieurbüros zu kündi- 
gen (vgl. Badische Zeitung vom 7. Juli 2004), 
und welche Auswirkungen dieses Schrittes der 
DB AG erwartet die Bundesregierung auf die 
weitere Realisierung des Ausbaus der Rhein- 
talbahn? 
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73. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
die DB AG dazu zu bewegen, die Planungen 
für den Bau des dritten und vierten Gleises der 
Rheintalbahn umgehend fortzusetzen, und 
wenn nein, wie wird die Bundesregierung 
sicherstellen, dass die Fertigstellung des Aus- 
baus der Rheintalbahn dennoch fristgerecht 
gemäß den vertraglichen Verpflichtungen ge- 
genüber der Schweiz erfolgen kann? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 23. Juli 2004 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob die DB Netz AG Verträge 
mit beauftragten Ingenieurbüros gekündigt hat. Entscheidungen die- 
ser Art fallen in die unternehmerische Verantwortung des Vorstands 
der DB Netz AG, dem die Planung, Ausschreibung und Vergabe 
sämtlicher Maßnahmen im Zusammenhang mit der Realisierung der 
Baumaßnahmen obliegt. Vertreter des Bundesministeriums für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen und der DB Netz AG haben sich da- 
rüber verständigt, dass die Einleitung aller noch ausstehenden fünf 
Planfeststellungsverfahren für den Abschnitt Offenburg-Basel bis 
zum Jahr 2005 bei dem hierfür zuständigen Eisenbahn-Bundesamt be- 
antragt werden soll. Die hierfür erforderlichen Planungsmittel werden 
vom Bund bereitgestellt. Insofern kann von einem in der Frage unter- 
stellten Planungsstopp keine Rede sein. 

Das in der Frage genannte Abkommen mit der Schweiz enthält keine 
Fertigstellungstermine und steht unter dem generellen Vorbehalt der 
Durchführung der nach jeweiligem nationalem Recht erforderlichen 
Verfahren. Darüber hinaus unterliegen haushaltswirksame Entschei- 
dungen der Bundesregierung dem Haushaltsvorbehalt des Deutschen 
Bundestages. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


74. Abgeordnete 

Marie-Luise 

Dött 

(CDU/CSU) 


Welche Berechnungsgrundlage liegt der Zahl 
von 495 Mio. Tonnen Kohlendioxid je Jahr in 
§ 4 Abs. 4 des Gesetzes über den nationalen 
Zuteilungsplan für Treibhausgas-Emissionsbe- 
rechtigungen in der Zuteüungsperiode 2005 
bis 2007 (ZuG 2007) zugrunde? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 22. Juli 2004 

Die Zahl ergibt sich aus dem in der ersten Handelsperiode 2005 bis 
2007 für die vom Emissionshandel erfassten Anlagen festgelegten 
Emissionsbudget von 499 Mio. t pro Jahr abzüglich der für Newco- 
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mer nach § 6 ZuG vorgehaltenen Reserve von 3 Mio. t pro Jahr und 
der für Härtefälle nach § 7 Abs. 10 ZuG vorgesehenen Emissionsmen- 
ge von 1 Mio. t pro Jahr. 


75. Abgeordnete 

Marie-Luise 

Dött 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
eine Anpassung des Erfüllungsfaktors für die 
erste Handelsperiode nach § 4 Abs. 4 ZuG 
2007 zeitlich bis einschließlich 30. September 
2004 erfolgen muss und dass eine solche An- 
passung nur einmal für die jeweilige Handels- 
periode erfolgen darf? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 22. Juli 2004 

Eine eventuelle Korrektur nach § 4 Abs. 4 ZuG 2007 kann erst am En- 
de des Zuteilungsprozesses erfolgen, da für die Ermittlung des Kor- 
rekturfaktors alle in der Ausschlussfrist gestellten Anträge auf Zutei- 
lung berücksichtigt werden müssen. Eine Anpassung ist nur einmal im 
Rahmen des Zuteilungsverfahrens möglich („ex-ante-Prinzip“). 


76. Abgeordnete 

Patricia 

Lips 

(CDU/CSU) 


Trifft es nach Auffassung der Bundesregierung 
zu, dass Stoffe wie zum Beispiel Feinstanz- 
(Feinschneid-)öle aus dem Nicht-EU-Ausland 
als Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 Kreislaufwirt- 
schafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) defi- 
niert werden und daher für die Wiederaufbe- 
reitung der Öle in Deutschland ein unwirt- 
schaftliches Notifizierungsverfahren notwen- 
dig ist, obwohl es sich nicht um Abfälle bzw. 
um Entsorgungsfälle gemäß § 3 Abs. 1 KrW-/ 
AbfG handelt, sondern um eine vollständige 
Wiederaufbereitung gebrauchten Öles? 


77. Abgeordnete 

Patricia 

Lips 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, welche Wettbewerbsnachteile sieht 
die Bundesregierung für mittelständische Un- 
ternehmen in Deutschland? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 26. Juli 2004 

Für den Import von Abfällen, die aus Ländern außerhalb der Europäi- 
schen Gemeinschaft stammen, gilt die EG-Abfallverbringungsverord- 
nung (Verordnung Nr. 259/93/EWG des Rates vom 1. Februar 1993 
zur Überwachung und Kontrolle der Verbringung von Abfällen in 
der, in die und aus der Europäischen Gemeinschaft), die unmittelbar 
in allen Mitgliedstaaten gilt. Diese Verordnung gilt für Abfälle im Sin- 
ne des Artikels 1 Buchstabe a der EG-Abfallrahmenrichtlinie (Richtli- 
nie 75/442/EWG des Rates vom 15. Juli 1975 über Abfälle) - dieser 
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Abfallbegriff wurde auch in das deutsche Recht umgesetzt (§ 3 KrW-/ 
AbfG sowie § 2 Abfallverbringungsgesetz). Mittelständische Unter- 
nehmen in Deutschland haben daher keine Wettbewerbsnachteile ge- 
genüber Unternehmen anderer EG-Mitgliedstaaten, wenn beim Im- 
port von Feinstanz-(Feinschneid-)ölen ein Notifizierungsverfahren 
nach der EG-Abfallverbringungsverordnung durchzuführen ist. 

Die Gewinnung von sekundären Rohstoffen durch die Verwertung 
von Abfällen ist ein grundlegendes Ziel der EG-Abfallrahmenricht- 
linie (Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe b) und dementsprechend auch des 
KrW-/AbfG (§ 4 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3). Allein eine Aufbereitung 
(Verwertung) zu wiederverwendbaren Stoffen führt nicht dazu, die 
Ausgangsstoffe nicht als Abfälle einzuordnen. Die Frage, ob Stoffe 
oder Gegenstände als Abfälle im Sinne des Artikels 1 Buchstabe a der 
F.G-F.bfallrahmenrichtlinie sowie der entsprechenden nationalen Be- 
griffsbestimmungen einzuordnen sind, ist vielmehr im Einzelfall an- 
hand der dort festgelegten Kriterien zu entscheiden. 


78. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Welche Initiativen, Projekte, Veranstaltungen 
bzw. Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit hat 
die Bundesregierung seit Beginn der 14. Wahl- 
periode im Zusammenhang mit dem Dosen- 
pfand durchgeführt, und wie hoch sind die bis- 
lang im Zusammenhang mit dem Dosenpfand 
ausgegebenen öffentlichen Mittel? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 28. Juli 2004 

Zur Aufklärung der Verbraucherinnen und Verbraucher über die Ein- 
führung der Pfandpflicht auf Einweg-Getränkeverpackungen hat das 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
ab Juni 2001 sowohl über das Internet als auch in gedruckter Form 
(Broschüre „Mehrweg statt Ex und Hopp“, „Info-Mappe zum Dosen- 
pfand“) ein umfangreiches Informationsangebot bereitgestellt, das 
durch Plakate und eine begrenzte Zahl bundesweit geschalteter Anzei- 
gen beworben wurde. Weitere Informationsmaßnahmen wurden mit 
der Einführung der Pfandpflicht ab dem 1. Januar 2003 durchgeführt, 
im Einzelnen: Die Aktualisierung des Informationsangebots, Einrich- 
tung einer Website (www.pfandpflicht.info), Schaltung einer Informa- 
tions-Hotline für Verbraucher und Einzelhändler im Januar 2003 so- 
wie Schaltung von Anzeigen und eines Kino-Spots. Da sich trotz der 
unkooperativen Haltung von Teilen des Handels und der Industrie die 
Verbraucherinnen und Verbraucher schnell und weitgehend reibungs- 
los auf das Dosenpfand eingestellt haben, konnte die Intensität der In- 
formationsmaßnahmen in der Folgezeit erheblich reduziert werden. 
Zum Ende der Übergangsfrist für die Rücknahme pfandpflichtiger 
Einwegverpackungen am 1. Oktober 2003 erfolgte eine weitere Aktua- 
lisierung und Ergänzung des Informationsangebots (Internet/Info- 
Blatt „Fragen und Antworten zum Dosenpfand“), das durch Kleinan- 
zeigen beworben wurde. Für Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit im 
Zusammenhang mit dem Dosenpfand sind im Zeitraum Juni 2001 bis 
heute insgesamt 996 995,67 Euro ausgegeben worden, das entspricht 
im Durchschnitt etwa 0,4 Eurocent pro Kopf der Bevölkerung und 
Jahr. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung 


79. Abgeordneter 
Helge 
Braun 

(CDU/CSU) 


Unter welchen Bedingungen ist es möglich, 
Bundesmittel für Hochschulbau zur Finanzie- 
rung von Hochschulbaumaßnahmen, die in 
Form von public private partnerships durch- 
geführt werden, zu erhalten, und beabsichtigt 
die Bundesregierung, als public private part- 
nership erfolgende Hochschulbaumaßnahmen 
künftig mit Bundesmitteln zu fördern, falls dies 
derzeit nicht möglich ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 28. Juli 2004 

Public private partnership ist im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
Hochschulbau unter folgenden Bedingungen möglich: 

- Sie ist auf Investitionen beschränkt. 

- Die jeweils hälftige Beteiligung von Bund und Ländern bleibt ge- 
wahrt. 

- Das Land entscheidet sich zur Durchführung eines bestimmten Vor- 
habens für eine entsprechende Bau- und Finanzierungsvariante. 

Aufgrund dessen wurde durch die am 20. August 1996 in Kraft getre- 
tene 2. HBFG-Novelle unter der Voraussetzung der Wirtschaftlic hk eit 
die Mitfinanzierung von Vorhaben ermöglicht, die unter Einschaltung 
Dritter vorfinanziert werden. Der Planungsausschuss für den Hoch- 
schulbau hat für die zusätzliche Aufnahme drittvorfinanzierter Vorha- 
ben einen Korridor festgelegt, der durch das Gesamtvolumen der Bau- 
kosten (1,25 Mrd. Euro) und die maximale Summe der jährlichen Fi- 
nanzierungsraten (130 Mio. Euro) begrenzt ist. Nachdem der Korri- 
dor mit aktuell 1,185 Mrd. Euro nahezu ausgeschöpft worden ist, läuft 
das Programm nach Beschluss des Planungsausschusses spätestens 
zum 31. Dezember 2004 aus. 

Nach Auslaufen des Programms verbleiben die Möglichkeiten der 
Vorfinanzierung mit Mitteln Privater unter Ausschluss der Beteiligung 
des Bundes an den Finanzierungskosten, der Einbeziehung von Spen- 
den Privater, die in den jeweiligen Landeshaushalt eingestellt worden 
sind, und der Investitionszuschüsse in gemeinsam genutzte Einrichtun- 
gen entsprechend der Höhe des auf Hochschulzwecke entfallenden 
Nutzungsanteils. 


80. Abgeordneter 

Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die vom Kompetenzzentrum 
„Medizintechnik-Ruhr“, das vom Bundesmi- 
nisterium für Bildung und Forschung (BMBF) 
gefördert wird, verlangte Vorfinanzierung in 
Höhe von 0,45 Mio. Euro 2004 höher ist als 
der Mittelfluss im Jahr 2004? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 28. Juli 2004 

Die Förderung des Kompetenzzentrums Medizintechnik Ruhr 
(KMR) erfolgt im Rahmen einer Anschlussfinanzierung, die ab dem 
1. Mai 2004 die bereits seit 2001 laufende Finanzierung ergänzt. Auf- 
grund der Haushaltslage in 2004 konnten für das KMR zunächst nur 
0,3 Mio. Euro für das restliche Haushaltsjahr 2004 bereitgestellt wer- 
den. Da der vom KMR geplante Bedarf bei 0,75 Mio. Euro liegt, müs- 
sen 0,45 Mio. Euro vorfinanziert werden. Je nach verfügbaren Haus- 
haltsmitteln wird der Zahlungsplan dem tatsächlichen Verlauf ange- 
passt. 


81. Abgeordneter Ist davon auszugehen, dass im Jahr 2005 eben- 

Axel E. falls wieder vom Kompetenzzentrum „Medi- 

Fischer zintechnik-Ruhr“ eine Vorfinanzierung von 

(Karlsruhe-Land) Förderprojekten verlangt wird, und welche 
(CDU/CSU) Größenordnung ist abzusehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 28. Juli 2004 

Aufgrund des sich gegenwärtig abzeichnenden Mittelabflusses beim 
KMR ist davon auszugehen, dass mit der Festlegung in Höhe von 
1 Mio. Euro für 2005 keine Vorfinanzierung notwendig sein wird. 


82. Abgeordneter 

Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Kompetenzzentren und -netzwerke, 
die vom BMBF gefördert werden, müssen in- 
zwischen Vorfinanzierungen als Voraussetzung 
für die Bewilligung von Fördergeldern leisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 28. Juli 2004 


Weitere Finanzschwierigkeiten bei Kompetenzzentren und -netzwer- 
ken bestehen nicht. Das Kompetenzzentrum „Kardiovaskuläre Im- 
plantate/Medimplant“ an der Medizinischen Hochschule Hannover 
konnte nach einer zweimonatigen Unterbrechung zum l.Juni 2004 
seine Arbeiten im beantragten Umfang fortsetzen. Die zweite Förder- 
phase wird durch das BMBF mit rund 1,5 Mio. Euro finanziert; sie 
endet am 31. Mai 2006. 
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83. Abgeordneter 

Axel E. 

Fischer 

(Karlsruhe-Land) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswir- 
kungen des Vorfinanzierungserfordernisses 
auf die Arbeit und die Forschungen der Kom- 
petenzzentren, insbesondere des Kompetenz- 
zentrums „Medizintechnik-Ruhr“, und ist die 
Gefahr des Verzugs oder der Einstellung von 
Forschungsarbeiten gegeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 28. Juli 2004 

Mit der Vorfinanzierung im Jahr 2004 ist in Verhandlungen mit dem 
KMR ein Weg gefunden worden, damit die Arbeiten des Zentrums 
kontinuierlich fortgeführt werden können. 


84. Abgeordneter 

Jens 

Spahn 

(CDU/CSU) 


Wie viele Lehrstühle für Demographie und Be- 
völkerungswissenschaften gibt es nach Kennt- 
nis der Bundesregierung unter Berücksichti- 
gung der Entwicklung der letzten zehn Jahre 
an deutschen Universitäten, und welche Not- 
wendigkeit zur Erforschung dieses Themas 
sieht die Bundesregierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Ulrich Kasparick 
vom 27. Juli 2004 

In Deutschland hat die demographische Forschung eine lange Tradi- 
tion. Zurzeit gibt es vier Lehrstühle für Demographie und Bevölke- 
rungswissenschaften: Universität Rostock, Lehrstuhl für Demogra- 
phie und Ökonometrie, Lehrstuhl für Soziologie mit Schwerpunkt Fa- 
miliendemographie; Otto-Friedrich-Universität Bamberg, Lehrstuhl 
für Bevölkerungswissenschaft; Humboldt-Universität zu Berlin, Lehr- 
stuhl für Bevölkerungswissenschaft. Die derzeit vakante C3-Professur 
für Demographie und Gesundheit an der Universität Bielefeld soll in 
das dort neu gegründete „Institut für Bevölkerungs- und Gesundheits- 
forschung“ integriert werden. 

Demographische Fragestellungen werden vor allem auch in außeruni- 
versitären Einrichtungen wie beispielsweise dem Bundesinstitut für 
Bevölkerungsforschung, dem Max-Planck-Institut für demographische 
Forschung und dem Deutschen Jugendinstitut erforscht. Viele sozial- 
wissenschaftliche Untersuchungen umfassen - auch wenn sie nicht 
ausdrücklich zur Demographie zählen - demographische Daten, wie 
beispielsweise das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) des Deutschen 
Insituts für Wirtschaftsforschung. Von der verbesserten Datenbereit- 
stellung der amtlichen Statistik in Forschungsdatenzentren, die das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung fördert, wird erwartet, 
dass die Leistungsfähigkeit demographischer Analysen weiter gestei- 
gert werden kann. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 


85. Abgeordnete 

Dr. Conny 

Mayer 

(Freiburg) 

(CDU/CSU) 


Nach welchen formalen und inhaltlichen Krite- 
rien wählt die Bundesregierung förderungs- 
würdige Projekte von deutschen Nicht-Regie- 
rungsorganisationen, Vereinen, Verbänden 
oder Initiativen im Bereich der entwicklungs- 
politischen Zusammenarbeit aus, und wer ist 
dafür Ansprechpartner? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 22. Juli 2004 

Die Grundstruktur der Förderung nichtstaatlicher Akteure im Rah- 
men der deutschen Entwicklungspolitik sowie zusammenfassende 
Aussagen hinsichtlich ihres Inhalts und Umfangs sind im Medien- 
handbuch Entwicklungspolitik 2004/2005 des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) in den Kapi- 
teln III.2 und III.5 dargestellt. 

Die spezifischen Kriterien für die Förderung von Projekten in den Be- 
reichen „Entwicklungswichtige Vorhaben privater deutscher Träger“, 
„Vorhaben der Nahrungsmittel-, Not- und Flüchtlingshüfe“ im Rah- 
men der Entwicklungszusammenarbeit sowie der „Förderung der ent- 
wicklungspolitischen Bildung“ ergeben sich aus den beigefügten 
Richtlinien*) und Konzepten. 

Ansprechpartner für Vorhaben Privater Träger ist das Referat 1 12 im 
BMZ, wobei „bengo - Beratungsstelle für private Träger in der Ent- 
wicklungszusammenarbeit“ (Internet: www.paritaet.org/bengo) inte- 
ressierte Nichtregierungsorganisationen bei der Konzeption und For- 
mulierung ihrer Anträge unterstützt. 

Für „Vorhaben der Nahrungsmittel-, Not- und Flüchtlingshilfe“ ist 
Referat 213 im BMZ zuständig. Ansprechpartner für die Entwick- 
lungspolitische Bildungsarbeit ist Referat 1 14 im BMZ. 


Berlin, den 30. Juli 2004 


*) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung mit 
Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde und für die 
schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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